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Liebe Leserin, lieber Leser,

wer die Menschen in Südafrika auf die kom-
mende Fußball-Weltmeisterschaft anspricht, 
trifft immer wieder auf Stolz und Euphorie: 
Endlich ist Afrika Austragungsort dieses 
nach den Olympischen Spielen wichtigsten 
Sportereignisses, und Südafrika kann der 
ganzen Welt zeigen, dass es in der Lage 
ist, so ein Großevent zu organisieren. Sport-
lich sind die Erwartungen ebenso groß, und 
wenn es schon nicht die Bafana Bafana, die 
zuletzt doch arg kriselnde Nationalmann-
schaft Südafrikas sein sollte, dann möge 
doch bitte ein anderes afrikanisches Team 
erstmals bei einer WM bis ins Halbfinale 
oder gar ins Finale am 11. Juli 2010 in Jo-
hannesburg kommen. 
Auch sonst verbinden die Menschen enorme 
Hoffnungen mit der WM. Irgendwie träumt 
fast jeder davon, ein wenig abzubekommen 
von den Milliarden, die für den Bau von 
Stadien, Verkehrswegen und Hotels ausge-
geben wurden und werden, und vom Geld, 
das die TouristInnen im Sommer im Land am 
Kap ausgeben sollen. Verständlich, ist die 
Wirtschafts- und Finanzkrise doch auch hier 
stark spürbar und Südafrika bis heute von 
immenser Armut gekennzeichnet.

Warnende Stimmen finden im allgemeinen 
WM-Taumel indes nur wenig Gehör. Dabei 
ist sicher, dass die Einnahmen die riesigen 
Ausgaben für Stadien und Infrastruktur nicht 
ausgleichen werden. Geld, das fehlt für 
dringend notwendige Investitionen in die 
Infrastruktur der Townships oder für den 
Ausbau des Bildungswesens und des Ge-
sundheitssystems. Zudem wurden ganze 
Gemeinden plattgemacht für die neuen Fuß-
ballarenen und Zufahrtswege, Tausende 

BewohnerInnen von Armenvierteln vertrie-
ben. „Für die südafrikanische Regierung 
sind Slums ein Imageproblem“, schreibt Joe 
Walker in seinem Beitrag über die Vertrei-
bung von Obdachlosen und Straßenkin-
dern.
Fast 16 Jahre sind seit dem Ende der Apart-
heid vergangen. Vieles hat sich seither ver-
ändert in Südafrika. Als aufstrebende Regi-
onalmacht findet das Land weltweit Gehör, 
die demokratischen Strukturen sind gefes-
tigt, politische Teilhabe ist gesichert. Ganz 
besonders ist dies ein Verdienst von Nelson 
Mandela. Mit seiner Politik des Verzeihens 
und Versöhnens hat er Südafrika ein gutes 

Stück vorangebracht, als moralische Instanz 
so manchen Konflikt entschärft. 
Doch längst noch ist das Erbe der Apartheid 
nicht in allen Bereichen überwunden. Das 
Bild der Regenbogennation, das Bischof 
Desmond Tutu für das Postapartheid-Südafri-
ka geprägt hat, erscheint heute als pures 
Wunschbild. Zu ungleich verteilt ist die 
Macht der Farben. Millionen Schwarze sind 
in die Mittelschicht aufgestiegen und einige 
von ihnen gehören zu den Reichen des 
Landes. Doch hat sich auch die Ungleich-
heit verschärft, sind die Armen bis heute 
meist Schwarze.
Armut und Aids, Kriminalität und Korrupti-
on, Gewalt und Geschlechterungerechtig-
keit – die Probleme Südafrikas sind enorm. 
Auch in der Politik verschärft sich die Kon-
frontation. Hein Möllers sieht das Land „er-
neut an einem Scheideweg“. Bleibt zu hof-
fen, dass der dringend nötige Politikwechsel 
gelingt. Südafrika hat eine bessere Zukunft 
verdient. 
Ihnen eine interessante Lektüre dieses IN-
KOTA-Briefs und Südafrika sowie den ande-
ren afrikanischen Teilnehmern viele Tore 
und ein erfolgreiches Abschneiden bei der 
WM wünscht

Michael Krämer

BLICKWECHSEL / EDITORIAL

SÜDAFRIKA VOR DER WM

Vor 30 Jahren, am 24. März 1980, wurde Erzbischof Oscar Arnulfo Romero in San Salvador ermordet. Er wurde zur „Stimme derer, die keine 
Stimme haben“ und widersetzte sich der Repression der herrschenden Oligarchie des Landes. Deswegen musste er sterben. Den Auftrag dazu 
gab Roberto D’Aubuisson, Gründer und bis heute unumstrittenes Idol der ultrarechten ARENA-Partei, die El Salvador bis zum letzten Juni re-
gierte. Aus Anlass des 30. Jahrestages lädt INKOTA gemeinsam mit der Botschaft El Salvadors für den 30. März zu einer Veranstaltung über 
Monseñor Romero in Berlin ein (siehe Termine, Seite 43). Foto: Michael Krämer



KOMMEnTARE

Über zwei Jahre ist die Finanzkrise nun alt. Zwar wurde immer 
mal wieder ihr Ende verkündet, aber dann kamen erneut böse 
Überraschungen, wie der Bankrott Dubais und jüngst die Griechen-
land-Krise. Weitere spektakuläre Pleiten sind nicht auszuschließen, 
Spanien, Portugal und Irland geht es ganz schlecht. Aber auch 
deutsche Banken haben noch toxische Derivate von mindestens 80 
Milliarden Euro in den Büchern. Und noch immer hängt das ganze 
System am Tropf billiger Kredite der Zentralbanken. Einige machen 
mit den Billigzinsen von Vater Staat zwar wieder saftige Renditen, 
aber von einer Gesundung des Systems kann noch längst nicht die 
Rede sein. 

Auch die Weltwirtschaftskrise 1929, mit der der gegenwärtige 
Crash zu Recht verglichen wird, war mit dem Schwarzen Freitag 
nicht vorbei. Bis 1933, also vier Jahre lang, ging der Absturz wei-
ter – trotz mehrerer Zwischenhochs. 

Während die Krise weiter schwelt, kommen die bitter notwen-
digen Reformen des Finanzsystems nicht aus den Startlöchern. Da-
bei liegen durchaus brauchbare Vorschläge auf dem Tisch. Eine 
UN-Kommission unter Vorsitz von Nobelpreisträger Joseph Stiglitz 
hat ein umfangreiches Reformpaket vorgelegt, das auch die Interes-
sen der Entwicklungsländer berücksichtigt. Der G20-Gipfel in Pitts-
burgh hat Maßnahmen angekündigt, deren Umsetzung zwar keine 
Revolution wäre, aber doch deutlich mehr Stabilität in die Finanz-
märkte bringen würde.

Auch die Obama-Administration hat einen umfangreichen Re-
formkatalog präsentiert, darunter einige interessante Vorschläge 
des Ex-Chefs der US-Zentralbank, Paul Volcker. Aber ob sie gegen 
die Blockadepolitik der Republikaner und die Lobby der Wall Street 
durchgesetzt werden können, ist ungewiss.

Demgegenüber hat die Bundesregierung sich bisher nicht einmal 
die Mühe gemacht, ein auch nur halbwegs kohärentes Reformpro-
gramm vorzulegen. Es gibt lediglich einige vage Ankündigungen 
und ein paar Einzelvorschläge, wie die Übertragung der Finanzauf-
sicht an die Bundesbank. 

Allerdings ist eine interessante Initiative dabei: Merkel hat sich 
für die Finanztransaktionssteuer (FTT) eingesetzt. Mit Ausnahme der 
FDP haben alle Parteien Beschlüsse zugunsten der FTT gefasst. Die 
FTT ist eine Umsatzsteuer auf den Handel mit allen finanziellen Ver-
mögenswerten (also Aktien, Anleihen, Devisen, Derivate). Selbst 
bei einem Steuersatz von nur 0,1 Prozent würden angesichts der 
gigantischen Umsätze auf den Finanzmärkten Hunderte von Milliar-
den Euro Einnahmen entstehen. Genug um in wenigen Jahren die 
Krisenkosten zu begleichen und darüber hinaus etwas für Umwelt 
und Entwicklungsländer zu tun. Und sie würde Spekulation zu 
einem gewissen Teil zurückdrängen.

Außerdem würden jene, die jahrelang das große Geld gemacht 
und den Crash verursacht haben, zur Kasse gebeten. Aber schon 
wieder wird von der Bankenlobby versucht, mit bankenfreundlichen 
Konkurrenzvorschlägen wie einem Bankensicherungsfonds der FTT 
den Wind aus den Segeln zu nehmen. 

Ansonsten verlässt sich Berlin darauf, dass in Brüssel Reformen 
auf den Weg gebracht werden. Dort sind mehrere Direktiven in 
Vorbereitung. Aber die sind schon im Entwurfsstadium so beschei-
den, dass sie die Finanzindustrie nicht beeindrucken. Das Monster, 
wie Bundespräsident Horst Köhler die Finanzmärkte zu bezeichnen 
pflegt, kann man damit jedenfalls nicht an die Kette legen.	   

Peter Wahl
Der Autor arbeitet bei WEED (Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung). 

FINANZmARkTREfORm Im SCHNECkENTEmPO

Wenn stramm rechte Internetseiten den europäischen Sklaven-
handel sowie den Kolonialismus verharmlosen, ist das zwar verur-
teilenswert, aber auch nicht weiter verwunderlich. Wenn solche 
Stimmen jedoch in eigentlich seriösen Blättern wie der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung (FAZ) und der Berliner Zeitung (BZ) zu finden 
sind, lohnt sich ein genaueres Hingucken. Die Debatte um die Um-
benennung des Berliner Gröbenufers in May-Ayim-Ufer offenbart 
von konservativer Seite einen Kampf um Deutungshoheit, den man 
so heute kaum mehr erwartet hätte.

Los ging es mit einem Beitrag von Martin Otto in der FAZ Anfang 
Januar. Darin wird der Namensgeber der kleinen Uferstraße in 
Kreuzberg, Otto Friedrich von der Groeben (1657-1728), als „For-
schungsreisender“ bezeichnet und die Umbenennung als „ein Stück 
linkes Biedermeier“ von „Kreuzberger Pfahlbürgern“. In der BZ legte 
Götz Aly dann im Februar noch mal richtig nach: Die Initiatoren der 
Umbenennung werden als „Altstalinisten“ beschimpft. Die durch von 
der Groeben im Auftrag des brandenburgischen Kurfürsten gegrün-
dete Kolonie an der Küste des heutigen Ghanas bezeichnet Aly als 
„Koloniechen“, stellt die Umbenennung in eine Traditionslinie mit 
den Nationalsozialisten und diffamiert ihre Akteure – in Anlehnung 
an Nazijargon – als „Straßenschänder“. Wie nebenbei äußern sich 
beide Autoren abschätzig über May Ayim (1960-1996) – offensicht-
lich ohne wirkliche Kenntnisse von Werk und Person. 

Man reibt sich die Augen ob so viel Furor. Wie kann es sein, 
dass die historisch gesicherten Fakten so grob ignoriert werden? 
Von der Groeben hatte den Auftrag, die Kolonie Groß-Friedrichs-
burg zu gründen, damit die Brandenburger von dort aus Sklaven-
handel betreiben konnten. An Bord der zwei von ihm geführten 

Fregatten befanden sich hunderte eiserner Fußfesseln für ebenjenen 
Handel. Er selbst bekam vor Reisebeginn die Erlaubnis, auf dem 
Schiff „Moriaen“ (holl. Mohr) fünf oder sechs versklavte Kinder zum 
„Eigenbedarf“ mit nach Deutschland zu bringen. Die Fracht der 
zweiten durch von der Groeben nach Afrika geführten Fregatte be-
stand aus knapp 300 Versklavten, die wie Vieh zum Verkauf in die 
Karibik transportiert wurden. Zwischen 1683 und 1711 ver-
schleppten die Brandenburger nachweislich 20.000 Menschen in 
die Sklaverei. Von der Groeben wusste genau, was er tat und wel-
che Konsequenzen die Gründung von Groß-Friedrichsburg hatte, 
für die ihn Kaiser Wilhelm II. 1895 in der Hochphase des deut-
schen Kolonialismus mit dem Straßennamen ehrte. 

„Sklaverei und Sklavenhandel sind Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die zu allen Zeiten als solche hätten gelten sollen“, 
heißt es in der – auch von der deutschen Bundesregierung unter-
zeichneten – Abschlusserklärung der UN-Antirassismus-Konferenz 
von 2001. Die Akteure heute noch mit einem Straßennamen zu 
ehren, verbietet sich. Doch die Umbenennung einer Straße nach 
einer afrodeutschen Wissenschaftlerin und Dichterin, die sich kri-
tisch mit Rassismus und Kolonialismus beschäftigt hat, scheint eine 
gewisse Generation weißer Männer in Panik zu versetzen. Da wer-
den dann auch schon mal Fakten verdreht oder gleich ganz frei er-
funden. Insoweit kann man der Debatte aber auch etwas Positives 
abgewinnen: Sie weist darauf hin, dass die weiße Deutungshoheit 
zunehmend durch andere Perspektiven in Frage gestellt wird. 	       

Armin Massing
Der Autor ist Redakteur des INKOTA-Briefs. Zugleich arbeitet er beim Berliner  

Entwicklungspolitischen Ratschlag (BER), der sich für die Straßenumbenennung 
eingesetzt hat.

ANTIkOLONIALE STRAssENUmBENENNUNGEN: KAmPf Um DEUTUNGsHOHEIT
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Der 11. Februar dieses Jahres 2010 war in 
Südafrika ein Gedenktag. Zwanzig Jahre 
war es her, dass der erste Schritt in die Frei-
heit getan wurde. An diesem Februartag 
1990 kam Nelson Mandela – bis dahin 
Staatsfeind Nr.1 – nach 27 Jahren aus dem 
Gefängnis frei, verbotene Parteien wurden 
zugelassen. Es begann ein Übergangspro-
zess, der fast vier Jahre dauern sollte.

Der damalige Präsident Frederik de Klerk 
hatte die Reißleine gezogen. Er hatte er-
kannt, dass der Apartheidstaat, der auf ras-
sischer Hierarchie und Ausschluss der Be-
völkerungsmehrheit von politischer und ge-
sellschaftlicher Entscheidung beruhte, so 
nicht mehr haltbar, bestenfalls noch einige 
Jahre fortzuführen war. Sein Ziel war, die 
Macht – mit der Bevölkerungsmehrheit – zu 
teilen, um die Kontrolle zu behalten.

Mandela: Das Land versöhnen
Es kam anders. Mehr als drei Jahre dauer-
ten die Verhandlungen. Sie wurden immer 
wieder torpediert, und noch zwei Wochen 
vor den vereinbarten Wahlen stand nicht 
fest, ob Südafrika in seinem territorialen Be-
stand halten würde oder von Beginn an mit 
Separatismus zu kämpfen hätte. Gatsha 
Buthelezi, Homelandchef von KwaZulu und 
Präsident der Inkatha-Freiheitspartei weiger-
te sich, die Vereinbarungen der Verhand-
lungen anzuerkennen, und besaß durchaus 
das militärische Potenzial, einen politischen 
Neustart Südafrikas wirkungsvoll zu stören. 
Es gelang buchstäblich im letzten Augen-
blick, Buthelezi einzubinden. Der erfolg-
reiche Emissär Mandelas hieß übrigens Ja-
cob Zuma, heute Staatspräsident Südafri-
kas.

Das zentrale Verdienst Nelson Mandelas 
ist es, das Land zusammengehalten, durch 
den alles andere als leichten Übergangs-
prozess geführt und durch seine Haltung 
des Verzeihens und Versöhnens Südafrika 
vor Bürgerkrieg und Blutbad bewahrt zu 

haben. Die oft beschworene Nacht der lan-
gen Messer blieb aus. Er führte zusammen, 
was nach dem Willen der alten Machthaber 
nie zusammenkommen sollte.

Auch die Wahrheits- und Versöhnungs-
kommission wird mit Mandelas Namen ver-
bunden bleiben, nicht zuletzt, weil er sich 
weigerte, unangenehme Stellen, die den 
ANC belasteten, zu streichen, während er 
Schwärzungen in Protokollen seines poli-

tischen Gegners de Klerk zuließ. In seinen 
Erinnerungen schreibt er, schon als Junge 
habe er gelernt, einen Gegner zu bezwin-
gen, ohne ihn zu entehren.

Und noch etwas zeichnete ihn aus: Die 
– auch ironische – Distanz zur Macht, nicht 
nur in Afrika eine seltene Einsicht bei Politi-
kern. Er trat nach Ende seiner ersten Amtspe-
riode zurück, nicht ohne einen Nachfolger 
aufgebaut zu haben: Thabo Mbeki. Dieser 
hatte schon unter Mandelas Regentschaft 

als Vize die Alltagsgeschäfte geführt. Auch 
in dieser Nachfolgerfrage zeigt sich ein 
Charakterzug Mandelas: die Loyalität. Mbe-
ki hat den ANC in den komplizierten und 
konspirativen Verhandlungen vor 1990 auf 
die Linie Mandelas einschwören können. 

Mbeki: Afrika auf Augenhöhe 
bringen
Das herausragende Merkmal der Regie-
rungszeit von Thabo Mbeki – es ist gerade-
zu sein Projekt – war seine Hinwendung zu 
Afrika und die Heimkehr Südafrikas auf 
dem Kontinent. Er prägte das Schlagwort 
der Afrikanischen Renaissance, erarbeitete 
mit NEPAD die politischen Leitlinien der 
neuen Afrikanischen Union (AU) und ließ 
sich dabei von der Grundüberzeugung lei-

ten: Afrika soll kein Bittsteller sein, es hat 
seinen Beitrag zur Zivilisation unserer Erde 
erbracht und leistet ihn auch heute. Die Völ-
ker der Welt bedürfen einander. Dazu ist 
eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe nö-
tig.

Doch der hochintelligente Mann hatte 
wenig Gespür dafür, wo seinen Landsleuten 
der Schuh drückte, und fand den Ton des 
gemeinen Volkes nicht. Schwer erklärbar 
ist, dass Mbeki als einziger der drei bishe-

Sechzehn Jahre sind seit den ersten freien Wahlen und dem Ende des 
Apartheid-Regimes in Südafrika vergangen. Viel hat sich seither verän-
dert, doch einige Hoffnungen wurden auch enttäuscht. Die weit 
verbreitete Armut verhindert bis heute die Herausbildung einer ge-
meinsamen Identität für das gesamte Land. Ke Nako – Es ist Zeit, das 
Motto der Fußball-WM, gilt auch für den Politikwechsel, den Südafrika 
dringend benötigt.

Hein Möllers

Südafrika am Scheideweg
16 Jahre nach dem Ende der Apartheid braucht der Hoffnungsträger ganz Afrikas 
einen Politikwechsel

Nelson Mandela im Wahlkampf 1994: Ohne ihn wäre ein friedlicher Übergang vom Apartheid-
System zur Demokratie weniger wahrscheinlich gewesen
Foto: Peter Steudtner
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rigen Präsidenten die Zweidrittelmehrheit 
der Stimmen überschritt – mit weiterem Zu-
gewinn bei seiner Wiederwahl (von 66,35% 
auf 68,68%).

Stattdessen verlor Mbeki bei seiner Re-
gierungsallianz aus ANC, dem Gewerk-
schaftsverband Cosatu und der Kommunisti-
schen Partei SACP an Rückhalt. Sie warfen 
ihm vor, dass er in seiner Wirtschafts- und 
Sozialpolitik die Armen vergessen hatte. 
Die unter der Apartheid keine Chance hat-

ten, sahen auch jetzt keine Verbesserung, 
obwohl nun „ihre“ Regierung die Macht 
hatte.

Während das Wahlprogramm von 1994 
(RDP, Reconstruction and Development Pro-
gramme) noch deutlich die Handschrift von 
Cosatu und SACP trug, kam es 1996 mit 
der neuen Leitlinie „Growth, Employment 
and Redistribution“ (GEAR) zu einem ent-
scheidenden Politikwechsel. Im Vordergrund 
stand nun eine schnelle Integration in die 
Weltwirtschaft. Zentrales Instrument war die 
Privatisierung. Das Sozial- und Wirtschafts-
gefüge Südafrikas, das sich ja alles andere 
als naturwüchsig entwickelt hatte, sollte sich 
nun im freien Spiel der Marktkräfte korrigie-
ren. Drastischer drückte es ein südafrika-
nischer Kollege aus: Deck’ den Geladenen 
den Tisch reichlich, dann bleibt auch etwas 
für die Bediensteten.

Zuma: getrennte Fäden  
verweben
Zum Verhängnis wurde Mbeki die Entlas-
sung seines Stellvertreters Jacob Zuma, als 

dieser wegen schwerer Korruptionsvorwür-
fe ins Visier der Staatsanwaltschaft geriet. 
Der Prozess wurde schließlich niederge-
schlagen, weil das Gericht eine unzuläs-
sige Einflussnahme des Präsidialamtes fest-
stellte.

Diese Schlappe nutzten die innerpartei-
lichen Gegner Mbekis, Zuma gegen Mbeki 
zum neuen Präsidenten des ANC und damit 
traditionsgemäß zum Kandidaten des ANC 
für das Präsidentenamt zu küren. Der ANC-

Kongress im Dezember 2007 führte zu ei-
ner seismischen Verschiebung in der Politik 
Südafrikas. Erstmals trat ein Kandidat ge-
gen den amtierenden Präsidenten einer 
ehemaligen Befreiungsbewegung an und 
setzte sich durch.

Dieser Machtkampf offenbarte aber 
auch: Die entscheidenden Auseinanderset-
zungen im ANC werden immer noch in 
mehr oder weniger konspirativen Zirkeln 
ausgetragen und nicht öffentlich und demo-
kratisch entschieden. Bemerkenswert ist al-
lerdings auch, dass Mbeki umstandslos sei-
nen Posten räumte und, da er den nötigen 
Rückhalt durch die Partei nicht mehr hatte, 
auch als Staatspräsident zurücktrat.

Die Entscheidung für Zuma wurde von 
den Medien verrissen. Nicht nur wegen der 
offen gebliebenen Korruptionsvorwürfe, 
auch wegen seines persönlichen Lebens-
wandels – einen Vergewaltigungsprozess 
hatte er nur überstanden, weil das Gericht 
den Ausführungen der Klägerin nicht zwei-
felsfrei folgen mochte. Ein Niedergang von 
öffentlicher Moral, Staat und Demokratie 
wurde beschworen.

Doch Zuma überraschte alle. Nach den 
Wahlen legte er einen Start hin, für den 
auch der politische Gegner Respekt zollte. 
Seine ausgewogene Regierungsbildung und 
Neustrukturierung fand allenthalben Aner-
kennung. Besondere Aufmerksamkeit erhielt 
die Berufung von Trevor Manuel, Wirt-
schaftsminister unter Mbeki, in ein neue ge-
bildetes Schlüsselministerium für die Koordi-
nierung der gesamten Regierungspolitik und 
die Einbindung des Vorsitzenden der kon-
servativen Freiheitsfront Plus in die Regie-
rung. Es zeigte sich schon vor den Wahlen 
2009, dass Zuma stark an einer Einbindung 
dieser konservativen Gruppe gelegen war, 
um deren fachliche Kompetenz zu nutzen. 

Eine gemeinsame Identität 
für Südafrika
Zuma kann zum Politiker werden, der die 
zwei Parallelwelten Südafrikas einen und 
dem Land eine gemeinsame Identität geben 
kann. Seine Vermittlungsfähigkeit hat er 
mehrfach unter Beweis gestellt, nicht nur auf 
nationaler Ebene, wie damals im Fall Buthe-
lezi, sondern auch auf internationalem Par-
kett bei der Vermittlung zwischen Hutu und 
Tutsi in Ruanda.

Erste Bewährungsproben kamen schon 
im Juli 2009, zwei Monate nach Zumas 
Amtsantritt. Die Staatsbediensteten traten in 
den Ausstand. Es folgten die Chemie- und 
Bauarbeiter sowie die Bergarbeiter. Doch 
was den ANC noch stärker traf, waren die 
Unruhen in den Townships, wo sich die Be-
völkerung gegen die Korruption und Unfä-
higkeit der Verwaltung auflehnte. Die Wo-
chenzeitung Mail&Guardian titelte damals: 
„Die Nation ist im Protest vereint.“ Zum Teil 
konnten die Unruhen nur durch massiven 
Polizeieinsatz eingedämmt werden. Aber 
anders als Mbeki ging Zuma in die Town-
ships und sprach mit den Leuten. Er bekräftig
te das Recht auf soziale Proteste und Streiks, 
verurteilte aber die damit verbundene Ge-
walt.

Die Unruhen legten den Finger auf die 
Wunde: die unfähige und korrupte Verwal-
tung. Das Schlagwort, das schon im Wahl-
kampf eine zentrale Rolle spielte, heißt ser-
vice delivery, die Bereitstellung grundle-
gender Dienstleistungen für die ganze Be-
völkerung. Auf über 2.000 landesweit wer-
den die informal resettlements geschätzt. 
Beinahe jede Woche brennt in diesen er-
bärmlichen Siedlungen aus Blech, aufge-
sammelten Lattenresten und Karton ein Stra-
ßenzug ab, weil Kerzen Licht bieten, auf 
Paraffin-Brennern gekocht werden muss, wo 
es kaum Strom, Wasserleitungen oder Toilet-
ten gibt. Der zuständige Minister Sicelo 
Shiceka räumt ein, dass die meisten Ge-
meinden Südafrikas sich in einem Zustand 

Alles andere als harmonisch: Der ANC-Kongress im Dezember 2007, bei dem Jacob Zuma 
(links) Thabo Mbeki (rechts) stürzte 
Foto: INKOTA-Archiv
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der Lähmung befinden und die Verwal-
tungen nicht funktionieren.

Wie weiter? Ke Nako
Dass Südafrika über Improvisations- und 
Organisationstalent verfügt, zeigen die Vor-
bereitungen zur Fußball-Weltmeisterschaft 
im Juni 2010. Vergangene sportliche Groß-
ereignisse haben gezeigt, dass sie die 
Chance bieten, die Nationsbildung zu för-
dern. Ke Nako steht als Motto über der 
WM 2010. Das Wort aus der Sotho-Spra-
che bedeutet: Es ist Zeit.

Das gilt auch für die Politik. Doch auch 
ein knappes Jahr nach seinem Amtsantritt ist 
noch nicht erkennbar, wohin die Regierung 
Zuma steuern will. KritikerInnen, aber auch 
eigene AnhängerInnen monieren immer 
häufiger: Es reicht nicht, dass der Präsident 
mit allen redet und dass er den Ausgleich 
sucht. Er muss auch klar definieren, welche 
Richtung er einschlagen, welche Ziele er 
verfolgen und wie er sie erreichen will. Hat 
Zuma überhaupt ein Konzept, wird immer 
lauter gefragt.

Und die andere Frage: Gibt es eine Op-
position, die die Regierung ernsthaft heraus-
fordern kann? Hoffnungsträger war COPE, 
der „Congress of the People”, der sich nach 
der Wahl Zumas zum ANC-Vorsitzenden 
von der Partei abgespalten hatte. Er konnte 
einige politische Schwergewichte des ANC 
gewinnen. Die Gründung von COPE weckte 
Euphorie. Er sollte so viele Stimmen binden, 
dass der übermächtige ANC auf ein „nor-
maleres“ Maß gestutzt würde und eine Op-
position bekäme, die ihre Wurzeln im Wi-
derstand hat. Nicht von ungefähr wurde die 
Gründung in Bloemfontein vollzogen, wo 
sich 1912 auch der ANC gegründet hatte.

COPE wurde offensichtlich überschätzt. 
Von 15 Prozent plus x war die Rede. Doch 
bei den Wahlen 2009 hat die Partei gera-
de einmal einen halb so großen Stimmenan-
teil erreicht. Sie hat es nicht geschafft, sich 
landesweit zu verankern und als Alternative 
zum ANC zu präsentieren, zu unpräzise 
blieb das Wahlprogramm. Letztlich hat 
COPE nur jene erreicht, die von der Politik 
Mbekis profitiert und den Sprung in die 
neue Mittel- und Oberklasse geschafft hat-
ten.

Die große Überraschung bei den Wah
len von 2009 war die „Democratic Alli-
ance“ (DA) unter ihrer Präsidentin Helen 
Zille. Die DA wurde landesweit zweitstärks-
te Fraktion und gewann das Westkap, das 
nun als einzige Provinz Südafrikas nicht 
vom ANC regiert wird.

Helen Zille ist eine tüchtige und durchset-
zungsfähige, vor allem aber umtriebige Po-
litikerin. Als Bürgermeisterin von Kapstadt 
hat sie erfolgreich die Korruption bekämpft 

und eine ineffektive Verwaltung auf Vorder-
mann gebracht. Nun ist sie die Premiermi-
nisterin des Westkaps.

Doch die nicht zuletzt von der deutschen 
Presse begrüßte Helen Zille – sie ist eine 
Enkelin des Berliner Milieu-Malers Heinrich 
Zille – spielt mit dem Feuer. Schon in ihrem 
Wahlkampf schürten sie und ihre DA die 
traditionellen Vorbehalte gegen die „schwar-
ze“ Regierung, indem sie sich auf – durch-
aus verbreiteten – Amtsmissbrauch und Kor-

ruption kaprizierte, welche die vorhande-
nen Vorurteile der weißen Bevölkerung stets 
aufs Neue bestätigten. 

Spätestens mit ihrem Amtsantritt im West-
kap muss sie sich den Vorwurf gefallen las-
sen, im Spiel um die Macht auch die rassis-

tische Karte einzusetzen – und damit die 
Spaltung der südafrikanischen Gesellschaft 
zu fördern. Selbst die ihr gewogene Wo-
chenzeitung „Mail&Guardian“ überschrieb 
anlässlich der Amtseinführung ihres Kabi-
netts einen Leitartikel: „Die Rückkehr des 
weißen Mannes.“ Ganz allgemein zeichnet 
sich 16 Jahre nach dem Ende der Apartheid 
eine heftige Rassismus-Diskussion ab, wel-
che die DA erheblich mitzuverantworten 
hat.

Das alte Problem besteht also weiter: Die 
Regierungsallianz stellt gleichzeitig die Op-
position. Kann aus dem ANC – genauer 
aus der Dreierallianz von ANC, Gewerk-
schaftsverband Cosatu und der Kommunisti-
schen Partei SACP – eine Bewegung entste-

Am Reichtumsgefälle zwischen Schwarz und Weiß hat sich bis heute nur wenig geändert
Foto: Peter Steudtner
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Es war eine Geste von historischer Be-
deutung weit über die Grenzen des 
Sports hinaus: Nelson Mandela, Süd-
afrikas erster schwarzer Präsi-
dent, begab sich in die Um-
kleidekabine der fast aus-
schließlich aus Weißen be-
setzten südafrikanischen 
Rugby-Nationalmannschaft, 
streifte das Trikot des Spiel-
führers über und schwor 
die Außenseitertruppe auf 
das Finale der Weltmeister-
schaft im eigenen Lande ein 
– das erste sportliche Großer-
eignis in der Nachapartheid-
Ära. Sensationell gewannen 
die Springboks – einst Sym-
bol für das Südafrika der 
Apartheid – 1995 gegen 
den haushohen Favoriten 

Neuseeland und bis heute gilt der 
Moment, als Mandela im Trikot der 
Rugby-Nationalmannschaft die Sie-

gestrophäe dem weißen Ka-
pitän Francois Pienaar 
überreichte, als große 
Geste der Versöhnung 

zwischen Schwarz und 
Weiß. John Carlin inspi-
rierte die Szene zu sei-
nem Roman „Playing 
the enemy – Nelson 
Mandela and the game 

that made a Nation“, 
auf dem der derzeit in den 
Kinos laufende Holly-
wood-Film „Invictus“ von 
Clint Eastwood basiert. 

Den Geist der Versöh-
nung bringt der damalige 
kurze Dialog der beiden 

Nationalhelden auf den Punkt: Mandela: 
„Francois, ich danke Ihnen dafür, was sie für 
unser Land getan haben!“ Pienaar: „Nein, 
Herr Präsident. Wir danken Ihnen dafür, 
was sie getan haben!“ Die Geste über-
zeugte auch viele Weiße, die ein Jahr zuvor 
an den Wahlurnen eine vernichtende Nie-
derlage erlitten hatten und zweifelten, ob sie 
noch eine Zukunft im Land haben würden. 
Mandela, der 27 Jahre im Gefängnis geses-
sen hatte, erhob sich über die tiefen Gräben 
der südafrikanischen Gesellschaft. Das Süd-
afrika als übergreifende Sportnation der 
Nachapartheid war geboren, die Hoff-
nungen auf eine goldene Zukunft weit über 
den Sport hinaus waren ein Jahr nach dem 
Ende der Apartheid gewaltig.

Fußball: erste Ansätze der  
Regenbogennation in der 
Apartheid-Ära
Genährt wurden die Hoffnungen bereits ein 
Jahr später, als Südafrika beim Afrika-Cup 
kurzerhand für das finanziell überforderte 
Kenia als Veranstalter einsprang. Statt dem 
Sport der Weißen stand nun der Sport der 
Massen im Blickpunkt: Fußball. Gerade ein-
mal vier Jahre nachdem der südafrikanische 
Fußballverband wieder in den Weltfußball-
verband FIFA zurückkehren durfte, aus dem 
er wegen der Apartheid erst 1976 nach 

Wohl noch nie war der mediale Fokus so auf den afrikanischen Kontinent 
gerichtet wie nun rund um die Fußball-Weltmeisterschaft in Südafrika. 
Groß ist der Ehrgeiz Südafrikas, aller Welt zu beweisen, dass das Land 
durchaus in der Lage ist ein solches Großereignis durchzuführen. Doch 
viele der überzogenen Erwartungen können gar nicht in Erfüllung gehen. 
Denn die Milliardeninvestitionen in Infrastruktur und Sicherheit sowie 
die große Euphorie und Freude gehen an den sozialen Missständen vor-
bei – die Kluft zwischen Arm und Reich ist auch nach Ende der Apartheid 
weiter gewachsen.

Martin Ling

Ein Cup voller Hoffnung
Die Erwartungen an die erste Fußball-Weltmeisterschaft in Afrika sind auf dem Kontinent riesig

Die Orlando Pirates aus 
Soweto, einer der ältesten und 

größten Vereine Südafrikas  
Abbildung: Orlando Pirates

hen? Reibereien zwischen den Partnern hat 
es immer gegeben. Cosatu und SACP ver-
treten eine alternative Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik und haben andere Vorstellungen 
von der Umgestaltung des Landes. Sie 
scheuen jedoch davor zurück – das zeigte 
sich erneut auf dem Cosatu-Kongress Ende 
letzten Jahres –, ihre Positionen als eigen-
ständige politische Kraft zu vertreten. Sie 
fürchten, im Alleingang eine unbedeutende 
Kraft zu werden, und setzen darauf, inner-
halb des ANC mehr von ihren Ideen durch-
setzen zu können. Insofern haben sie auch 
die Kandidatur Zumas als ihren Erfolg ge-
bucht. Und genau das spiegelt die Schwä-
che der südafrikanischen Linken wider.

Ob diese Rechnung aufgeht, sei dahin-

gestellt. Viel Erfolg hatte diese Strategie in 
der Vergangenheit nicht. Und auch jetzt, als 
die Streiks im vergangenen Juli ausbrachen, 
betonte Zuma gegenüber den Gewerk-
schaften die Unabhängigkeit seiner Ent-
scheidungen als Staatspräsident, der die 
Verantwortung für die Gesamtpolitik trage. 
Die Dreierallianz beschert der Regierung 
eine breite Grundlage, aber auch unbeweg-
liche Strukturen.

KritikerInnen innerhalb und außerhalb 
der Allianz sehen denn auch den einzigen 
Ausweg aus dem politischen Stillstand in 
der Ausdifferenzierung der Richtungen in 
der Allianz in konkurrierende Parteien. Vor 
allem Cosatu und SACP müssten aufhören, 
ihre Programme über den ANC durchzuset-

zen versuchen, und sich stattdessen demo-
kratischen Wahlen stellen.

Wie tief Südafrika in der Krise steckt, 
wird sich erst nach der Fußball-WM zeigen. 
Bis dahin wird die Euphorie darüber, als 
erster afrikanischer Staat das Weltturnier 
auszutragen, den Alltag überdecken. Spä-
testens nach dem Schlusspfiff droht Kater-
stimmung. Schönfärberei und Verdrängung 
sind dann nicht mehr möglich. Dann muss 
auch Jacob Zuma zeigen, dass er in der 
Lage ist ein Hoffnungsträger für den gesam-
ten Kontinent zu werden. Südafrika jeden-
falls steht erneut an einem Scheideweg. Ke 
Nako!

Hein Möllers ist Redakteur der Zeitschrift afrika süd.
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dem Aufstand von Soweto ausgeschlossen 
wurde. 

Das Sportministerium der Apartheid-Re-
gierung hatte den Fußball mit Missachtung 
gestraft. Das wiederum eröffnete gewisse 
Freiräume: Gemischte Teams entstanden 
dort früher als in allen anderen Sportarten. 
Es dauerte allerdings bis 1977, dass ein 
weißer Verein einen Schwarzen im Aufge-
bot hatte: Die Arcadia Shepherds in der 
Hauptstadt Pretoria stellten unter dem Beifall 

der Zuschauer Vincent Julius auf. „Fußball 
hat bei uns einen unreflektierten, fast selbst-
verständlichen Anti-Rassismus an sich“, äu-
ßerte der südafrikanische TV-Kommentar 
John Perlman einst in den 90er Jahren ge-
genüber dem englischen Fanzine „When 
Saturday Comes“. 

Und weil Fußball die „Rainbow Nation“ 
schon zu Apartheid-Zeiten ansatzweise vor-
wegnahm, war es auch keiner Rede wert, 
dass beim Africa-Cup 1996 ein Weißer, 
Neil Tovey, die Bafana Bafana (Die Jungs) 
als Kapitän aufs Feld führte – beim Rugby 
damals undenkbar. Wie vor Jahresfrist Pi-
enaar bekam Tovey von Mandela den Sie-
gespokal überreicht und Mandelas Kluft 
konnte 1996 nicht mehr überraschen: Er 
trug das Nationaltrikot von Tovey. 

Der Held des Finales war freilich der 
schwarze Einwechselspieler Mark Williams, 
der beide Tore zum 2:0 gegen Tunesien 

schoss. Williams erinnert sich, wie ihn Man-
dela vor dem Spiel im Mannschaftshotel 
besuchte: „Er nahm mich in den Arm und 
meinte: Heute ziehen wir in den Krieg. Was 
auch immer passiert, denk daran, die gan-
ze Nation steht hinter dir.“ Und in der Tat 
standen auch die schwarzen Fußballfans 
hinter der neuen Nationalmannschaft, ob-
wohl sie selbst noch wenige Jahre zuvor 
von der südafrikanischen Nation als auch 
ihre Idole von der weißen Nationalmann-

schaft ausgeschlossen waren. Jahrzehnte-
lang hatte für sie deshalb nur der Ligafuß-
ball und vor allem die beiden großen Klubs 
aus Soweto – die Orlando Pirates und die 
Kaizer Chiefs – gezählt. 

Die Bafana Bafana  
in der Krise
Nun hatten sie die ethnisch gemischte Bafa-
na Bafana vorbehaltlos als ihr Nationalteam 
akzeptiert. Rassismus, wie ihn spanische 
und brasilianische Journalisten während 
des Confederation-Cups 2005 bei den 
schwarzen südafrikanischen Fans wähnten, 
hat da keinen Platz. Die als rassistische Buh-
rufe interpretierten Booooooth-Rufe galten 
dem bei Schwarz und Weiß äußerst popu-
lären baumlangen weißen Verteidiger 
Matthew Booth, gewissermaßen der Nach-
folger von Offensivverteidiger Mark Fish, 

der 1996 mit Fiiiiiish-Rufen zu seinen Sturm-
läufen animiert wurde. 

Die achtbare Leistung mit dem Halbfinal
einzug beim Confed-Cup letztes Jahr ist der 
Strohhalm, an den sich die Fans der Bafana 
Bafana im Hinblick auf die WM klammern. 
Denn die erwartete Erfolgsperiode nach 
1996 blieb aus. Zu mehr als zwei WM-Teil-
nahmen 1998 und 2002, bei denen die 
Jungs über die Vorrunde nicht hinauskamen, 
reichte es nicht, und seitdem befindet sich 
die Truppe im freien Fall. In der FIFA-Welt-
rangliste steht Südafrika derzeit auf dem 
81. Rang, direkt vor dem kleinen Malawi, 
und für den letzten Africa-Cup in Angola 
Anfang 2010, an dem 16 afrikanische 
Mannschaften teilnahmen, schaffte man 
nicht einmal die Qualifikation. 

Niemand will sich ausmalen, dass die 
Bafana Bafana als erste Heimmannschaft 
die Vorrunde einer WM nicht übersteht. 
Schließlich ist die Fußballbegeisterung groß, 
überall im Lande wird gekickt, ob auf stau-
bigen Dorfplätzen oder in den Townships. 
Und keiner weiß, wie stark sich ein Schei-
tern Südafrikas auf die Stimmung des 
ganzen Turniers niederschlagen würde. Die 
Euphorie und Vorfreude ist riesig und ent-
sprechend hoch die Fallhöhe. 

Zu hohe Erwartungen
Was für die sportlichen Hoffnungen gilt, ist 
für die wirtschaftlichen Erwartungen bereits 
absehbar. Viele SüdafrikanerInnen waren 
nach dem Entscheid 2004 der Meinung, 
dass der WM-Boom für jeden und jede et-
was abfallen ließe. Zwar hat das milliarden-
schwere Konjunkturpaket rund um die WM 
(3,5 Milliarden Euro für die Stadien, 75 
Milliarden Euro für Infrastruktur seit 2004) 
vermocht, die Weltwirtschaftskrise abzufe-
dern, doch den Verlust von einer Million Ar-
beitsplätzen 2009 verhinderte es nicht. Und 
wie viele von den 40.000 neuen Arbeits-
plätzen im Baugewerbe nach der WM er-
halten bleiben, ist offen, sicher ist nur, dass 
das Land kaum mehr jemals wieder so viele 
BauarbeiterInnen brauchen dürfte wie in 
den letzten Jahren. 

Immerhin hat der einst auf Robben Island 
gefürchtete Linksverteidiger und jetzige 
Staatspräsident Jacob Zuma ein neues 70 
Milliarden Euro schweres Infrastrukturpro-
gramm ins Leben gerufen, mit dem Straßen, 
Tunnel und Flughäfen gebaut oder renoviert 
und bis 2013 mehr als vier Millionen Jobs 
geschaffen werden sollen. Nur, für dieses 
Infrastrukturprogramm gilt wie für das ver-
gangene: Das Auseinanderklaffen der 
Schwere zwischen Arm und Reich wird da-
durch nicht verhindert. Über zehn Millionen 
SüdafrikanerInnen vegetieren in erbärm-
lichen Behausungen, 13 Millionen sind auf 

So wie bei der Nationalmannschaft selbst hat auch bei den Fans der Bafana Bafana Rassismus 
keinen Platz
Foto: INKOTA-Archiv
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Hinter der Vorfreude und dem Glamour der 
Fußball-WM in Südafrika verbirgt sich noch 
eine andere Geschichte. 2010 ist nicht nur 
für Südafrika, sondern für ganz Afrika ein 
bedeutendes Jahr. Der „vergessene Konti-
nent“, der allzu oft nur mit Armut, Krieg und 
Hungersnot in Verbindung gebracht wird, 
möchte der Welt ein anderes Gesicht prä-
sentieren. Für Südafrikas Straßenkinder ist 
die Fußball-WM jedoch keine schöne Erfah-
rung. Denn die Behörden sind darauf be-
dacht, dass die vielen erwarteten Touristen 
ihre Existenz weder zu spüren noch zu se
hen bekommen.

Eine Vielzahl von armutsbedingten Fak-
toren haben dazu geführt, dass heute Kin-
der auf den Straßen von Südafrikas Groß-
städten leben. Das Leben auf der Straße 
kann verheerend und traumatisch sein. Stra-
ßenkinder leben in der ständigen Gefahr 
von sexuellem Missbrauch, Vergewaltigung 
und Ausbeutung. Hunger, Gewalt und 
Krankheiten sind allgegenwärtig. Drogen-
missbrauch, insbesondere Klebstoffschnüf-
feln, ist weit verbreitet und wird von den 
Kindern benutzt, um der harten Realität des 

Straßenlebens zu entfliehen. Kleinkriminali-
tät wird für die Kinder oft zur notwendigen 
Überlebensstrategie. Viele sterben aufgrund 
der riskanten Lebensumstände. 

Für den Außenstehenden mag das Leben 
auf der Straße hoffnungslos erscheinen, 
viele Kinder betrachten es jedoch als die 
bessere Alternative gegenüber einer Rück-
kehr nach Hause oder der Annahme von 
Hilfsprogramme von Regierungsbehörden 
oder Nichtregierungsorganisationen (NRO). 
Die Gesellschaft sieht Straßenkinder oft nur 
als ein Problem, das gelöst werden muss, 
teilweise werden sie schlicht als „öffent-
liches Ärgernis“ angesehen. Dabei handelt 
es sich bei ihnen um eine marginalisierte 
Gruppe, deren Verletzbarkeit zusätzlich da-

Fußball-Weltmeisterschaften werden gerne als großes Fest der Völkerver-
ständigung inszeniert, das alle Menschen schicht- und nationalitäten
übergreifend zusammenbringt. Stellvertretend für den ganzen Kontinent 
möchte Südafrika bei der WM in diesem Jahr eine gute Figur machen. 
Straßenkinder, Arme und Obdachlose stören da nur. Sie sehen sich im 
Zuge der WM Vertreibungen gegenüber. Insbesondere für die Straßen-
kinder bringt dies zusätzliche Bedrohungen mit sich.

Joe Walker

Abschieben und Aufpolieren
Für die Fußball-WM werden Straßenkinder und Arme aus den Städten vertrieben

Sozialhilfe angewiesen. Jeder dritte Südafri-
kaner verfügt über ein Tageseinkommen von 
maximal 15 Rand (ca. 1,35 Euro). 

Freiheitskämpfer Marcus Solomon, der 
einst mit Zuma und Mandela auf Robben Is-
land einsaß, lässt kein gutes Haar an der 
anstehenden Weltmeisterschaft. „Wenn ich 
daran denke, wie viel Gutes wir mit dem 
Geld tun könnten, das allein für den Bau 
der WM-Stadien ausgegeben wird, werde 
ich wütend“, erklärt der drahtige Siebzig-
jährige. „Unsere Kinder können sich Sport 
nicht leisten, weil es keine Infrastruktur dafür 
gibt, und wir verbauen Milliarden von Rand 
für sinnlose Prestigevorhaben“, sagt Solo-

mon. Ähnlich sieht das der Johannesburger 
Sozialwissenschaftler Dale McKinley, der 
eine falsche Prioritätensetzung kritisiert: Die 
Investitionen kämen hauptsächlich TouristIn-
nen und einer kleinen einheimischen Min-
derheit zu Gute, während Schulkinder in 
den bedürftigsten Stadtteilen weiterhin kei-
ne vernünftigen Fußballplätze hätten, in 
Stadtteilen, in denen Fußball eine der ein-
fachsten Formen von sozialem Zusammenle-
ben und Freizeitaktivitäten ist. 

Der Vorfreude der Fußballfans in Südafri-
ka und dem Rest des Kontinents tun diese 
offensichtlichen Fehlentwicklungen freilich 
keinen Abbruch. Die erste WM in Afrika 

soll ein positives Bild von dem Kontinent 
zeichnen, der sonst häufig nur bei Bürger-
kriegen, Völkermord oder Hungerkatastro-
phen in den Fokus der Medien rückt. Eine 
erfolgreiche WM, sowohl auf organisato-
rischer als auch auf sportlicher Ebene, wo 
irgendein afrikanisches Team erstmals min-
destens das Halbfinale erreichen sollte, ist 
der länderübergreifende Wunschtraum der 
afrikanischen Fußballfans. Die Messlatte 
liegt hoch und damit auch das Risiko der 
Enttäuschung.

Martin Ling ist Auslandsredakteur der Tageszeitung 
„Neues Deutschland“.

Draußen Zuhause: Straßenkinder in Durban
Foto: Hermien
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durch erhöht wird, dass die Bevölkerung 
und die Behörden sich großteils weigern, 
sie als das zu sehen, was sie sind: Kinder. 
Sie versuchen, den extremen sozialen und 
wirtschaftlichen Missständen in ihren Town-
ships zu entfliehen. Neben Armut haben 
Straßenkinder oftmals Gewalt und Miss-
brauch zu Hause und in ihren Gemeinden 
erlebt. Gewalt zieht sich wie eine Epidemie 
durch ihr Leben. Wenn sie versuchen, dies 
hinter sich zu lassen, finden sie sich in einer 
Straßenkultur wieder, die noch größere Ge-
fahren birgt.

Vertreibungen vor der WM
Stadtplaner in Südafrika haben schon oft 
öffentlichen Raum kommerzialisiert. Dies 
führt zur Ausgrenzung der Armen und Be-
nachteiligten. Menschen, die ohne Elektrizi-
tät und Wasser im Schatten von funkelnden 
neuen Stadien leben, sind nicht das Bild, 
das die Regierung der Welt zeigen will. 
Die südafrikanische SlumbewohnerInnen-
Bewegung „Abahlali baseMjondolo“ be-
schuldigt die Regierung, für die Fußball-
WM große Zwangsräumungsaktionen in 
den Armenvierteln durchzuführen, um Platz 
für die TouristInnen zu schaffen. Die Zeitung 
„The Guardian“ schrieb dazu in einer Re-
portage: „Die Rolle der Armen scheint zu 
sein, in Hotels, Fußballstadien und anderen 
Einrichtungen, die den internationalen Be-
suchern dienen, hart zu arbeiten. Aber 
nach Feierabend müssen sie die Städte 
verlassen und bekommen keinen Anteil am 
Gewinn.“ 

Für die südafrikanische Regierung sind 
Slums ein Imageproblem. Für diejenigen, 
die ihr Zuhause verlieren, ist dies allerdings 
ein menschliches Problem. Die Austragungs-
orte versuchen krampfhaft, die Straßen „zu 
säubern“, um sie für die WM sicher und at-
traktiv zu machen. Besonders betroffen da-
von sind die Straßenkinder.

Die Überschrift eines kürzlich erschie-
nenen Artikels in der südafrikanischen Zei-
tung „Mail & Guardian“, der die „Straßen-
säuberungsaktionen“ der lokalen Polizei in 
Durban aus Sicht der Straßenkinder be-
schreibt, lautet „Zusammengetrieben und 
verfrachtet.“ Die interviewten Kinder be-
schuldigen die Polizei, während den Razzi-
en Gewalt anzuwenden. Sie laufen im All-
gemeinen so ab, dass die Polizei die Kinder 
in Kleintransporter pfercht und erst weit vom 
Stadtzentrum entfernt wieder laufen lässt. 
Die Kinder müssen dann zu Fuß wieder zu-
rückgelangen. Ein Marsch, der oftmals Tage 
dauert. 

Razzien sind keine Neuheit in Durban. 
Die Polizei hat sie im Vorfeld von anderen 
internationalen Veranstaltungen schon des 
Öfteren angewendet, um die Straßen „zu 

säubern“. Vor der Fußball-WM haben sich 
nun aber Ausmaß und Häufigkeit drastisch 
gesteigert. Die südafrikanische Sunday 
Times berichtete Mitte Februar, wie die Poli-
zei in Durban die Kinder mit Gewalt aus 
dem Stadtzentrum wegbringt und sie an 
Autobahnen sowie in Außenbezirken und 

nicht registrierten Obdachlosenheimen, in 
denen weder Betreuung noch Sozialarbeiter 
vor Ort sind, aussetzt.

Kinder organisieren sich
Ein Lichtblick in dieser schwierigen Lage ist 
„Umthombo Street Children” in Durban. 
Umthombo ist eine dynamische Organisati-
on, die überwiegend von ehemaligen Stra-
ßenkindern geleitet wird, die als Jugendar-
beiterInnen, ReferentInnen fur Öffentlich-
keitsarbeit und GruppenleiterInnen ausge-
bildet werden. Sie revolutionieren den Sta-
tus Quo, wie Straßenkinder von der Gesell-
schaft gesehen und behandelt werden. Von 
ihrem Stützpunkt aus, dem sogenannten 
„Safe Space”, einem Rehabilitations- und 
Therapiezentrum für Straßenkinder im Stadt-
zentrum, organisiert Umthombo Sport- und 
Kunstaktivitäten für Straßenkinder. 

Die Projekte sollen die Kinder stärken und 
ihnen Alternativen bieten, um die Straße zu 
verlassen und ein besseres Leben zu führen. 
Umthombo kritisiert, dass es der Polizei an 
sozialpädagogischer Ausbildung fehlt, um 
mit den Kindern adäquat umzugehen. Die 
Methoden der Polizei bei den Razzien ha-
ben schwere traumatisierende Folgen und 
machen den Versuch zunichte, die Kinder 

durch therapeutische Rehabilitation wieder 
in die Gesellschaft zu integrieren.

Die AktivistInnen fürchten, dass weitere 
Razzien vor der WM, bei denen die Kinder 
in sogenannte „safe houses” fur Obdachlo-
se gebracht werden, zu verstärktem sexuel-
lem Missbrauch und Abrutschen in die Kri-

minalität führen werden. Ein grundsätzliches 
Problem ist, dass die staatliche Verantwor-
tung für den Umgang mit den Straßenkin-
dern bei den Provinzen und nicht bei der 
nationalen Regierung liegt. Die Provinzre-
gierungen neigen dazu, Straßenkinder als 
eine Sicherheitsfrage und nicht als ein sozi-
ale Frage wahrzunehmen. 

Umthombo will die WM und das Medien-
interesse dafür nutzen, dass Straßenkinder 
mit einem menschlichen Gesicht wahrge-
nommen werden und die Gesellschaft ihnen 
hilft, anstatt sie abzuschieben und zu schika-
nieren. Ein wichtiges Event dafür ist die 
„Straßenkinder-WM” mit Teams aus neun 
Ländern, die Umthombo Mitte März in Dur-
ban mitorganisiert. Promis wie David Beck-
ham gehören zu den Unterstützern. Der 15-
Jährige Mbali drückt seine Hoffnungen auf 
das Turnier so aus: „Die Menschen lachen 
uns immer nur aus. Mein Mund scheint ver-
schlossen, da sie über und für uns reden. Ich 
wünsche mir, dass sie uns die Chance ge-
ben, für uns selbst zu sprechen.” 

Aus dem Englischen von Katja Kellerer.

Joe Walker ist Gründer der Nichtregierungsorganisati-
on Street Action (www.streetaction.org) mit Sitz in 
London, die sich für die Rechte von Straßenkindern 
einsetzt und die Arbeit von Umthombo unterstützt. 

Die SlumbewohnerInnen-Vereinigung Abahlali baseMjondolo protestiert gegen die Vertrei-
bung ganzer Gemeinden für die Fußball-WM  Foto: Abahlali baseMjondolo
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Mankweng bei Polokwane im Nordosten 
Südafrikas: Ein Hof, acht Menschen, die 
dort leben, arbeiten, zu Besuch kommen 
und im Laufe eines Nachmittags unsere 
Fragen nach ihrer Einschätzung der Welt-
meisterschaft beantworten. Der Hof liegt 
an der Hauptstraße der Universitätsstadt. 
Mehrere Zimmer umgeben den sandigen 
Platz, in der Mitte steht das Wohnhaus der 
Familie, die die umliegenden Räume ver-
mietet.

Ob sie sich die Spiele ansehen werden? 
Tshepo will die Spiele verfolgen, meint 
aber, keine Tickets mehr zu bekommen und 
hofft deshalb darauf, dass er dies vor Groß-
bildschirmen tun kann. Lucia träumt dage-
gen davon, Tickets unter 100 Rand zu er-
gattern. Tjiane schließlich interessiert sich 
gar nicht für Fußball. 

Der Weltmeisterschaft in diesem Jahr, in 
Alltagsgesprächen zusammengefasst unter 
dem Stichwort „Twenty Ten“ (2010), sehen 

sie alle, unabhängig von ihrem Interesse für 
Fußball, gespannt entgegen. Die Erwar-
tungen gehen dabei in durchaus unter-
schiedliche Richtungen. Fast alle verstehen 
die WM als Chance für die ökonomische 
Situation Südafrikas und erhoffen „mehr 
Jobs“. Damit verbunden ist für Motshabi, 
die den Telefoncontainer an der Straße vor-
ne betreibt und deren Familie die Zimmer 
rund um den Hof gehören, ebenso wie für 
einige andere ein Rückgang der Kriminali-
tät, die sie einhellig auf die weit verbreitete 
Armut zurückführen. Erwerbsarbeit für mehr 
Menschen, so Motshabi, würde die Situati-
on grundlegend verbessern. Sie bringt dann 
auch gleich auf den Punkt, dass die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen im Kontext der 
WM-Vorbereitungen nicht unbedingt von 
Dauer sein muss:

„Ich bin mir nicht sicher, ob die 
Arbeitsplätze auch nach der WM noch da 
sein werden. Am besten wäre es, wenn 

Unternehmen aufgebaut würden, die dauer-
haft bleiben. Außerdem wünsche ich mir 
mehr Entwicklung in unserem Land. Dann 
gäbe es mehr Jobs, das ist schließlich unser 
Hauptproblem, dass es zu wenig Jobs gibt. 
Die Regierung sollte aufhören, große Autos 
zu kaufen, all diese schönen Autos für die 
Polizei oder andere. Stattdessen sollte sie 
versuchen, irgendwas aufzubauen, das den 
Leuten Arbeit verschafft, Twenty Ten für die 
Gesellschaft und für das ganze Land etwas 
bringt.“

Zumindest zwei Monate lang 
wird es etwas besser
Busang, Motshabis jüngerer Bruder, der in 
der Nähe wohnt und nachmittags kurz vor-
beikommt, sieht die Situation etwas anders. 
Zwar erhofft auch er sich Arbeit durch die 
WM. Er will während der WM an die Tou-
ristInnen Souvenirs verkaufen. Dass er damit 
ein gutes Stück Geld verdienen wird, da ist 
er sich sicher. Ihm ist aber auch klar, dass 
sich der ökonomische Erfolg auf zwei Mo-
nate beschränken wird. 

„Es wird Verbesserungen geben, da bin 
ich mir sicher. Wieso? Es werden einige 
Leute für 2010 eingestellt, nur für diesen 
Zeitraum. Danach werden sie ihnen sagen, 
dass der Vertrag ausgelaufen ist. In diesen 
zwei Monaten können wir aber viel verdie-

Der Kartenvorverkauf ist seit Beginn des Jahres 2010 vereinfacht worden, 
für öffentliche Vorführungen zu nicht-kommerziellen Zwecken müssen 
keine Übertragungsgebühren bezahlt werden und die Fertigung von Fan
artikeln ist in vollem Gange. Darüber informiert uns die Webseite der  
FIFA. Über die Perspektiven der Bevölkerung auf die WM findet sich indes 
wenig. Was erwarten sie sich von der WM – für sich selbst und für Süd-
afrika? Wie schätzen sie die Entwicklungen rund um die WM ein? Mo-
mentaufnahmen aus einem Dorf im Nordosten des Landes.

Magdalena Freudenschuß und Peter Steudtner

Eine WM für alle?
Acht Perspektiven aus Mankweng auf die Fußball-WM 2010



INKOTA-Brief 151 • März 2010   13

SÜDAFRIKA

nen. Es geht darum, diese Zeit zu nutzen.“
Für den Bausektor hat die WM schon vor 

Jahren begonnen. Insbesondere in der Nä-
he von Stadien und auf Hauptverkehrsadern 
sind große Hinweistafeln aufgestellt, dass 
hier für „2010“ gebaut werde. Bauen ist 
auch Thema im Hof in Mankweng, zum 
Beispiel für Linkie, die noch im Friseursalon 
im Hof arbeitet, aber von einer Zukunft als 
Unternehmerin träumt:  

„Ich habe ein Bauunternehmen gegrün-
det, für das ich nun auf Aufträge von der 
Regierung hoffe. Im Moment versuche ich 
mein Unternehmen noch zu vermarkten. 
Man kann sich bei der Regierung bewer-
ben, dann bekommt man ein Zertifikat und 
irgendwann kommt man an die Reihe. 
Wenn ich einen öffentlichen Auftrag habe, 
bekomme ich Geld, das erlaubt mir, mein 
Geschäft weiter aufzubauen. Im Moment 
kann ich das nicht, weil ich kein Geld habe. 
Aber wenn ich einen Auftrag kriege, dann 
kann ich mir ein Büro anschaffen, einen Ar-
beitsplatz, Material.“

Auch Tjiane hat ihr eigenes Geschäft. Ih-
re Schneiderwerkstatt liegt in einem der 
Zimmer auf der hinteren Hofseite. „Ich er-
warte mehr Jobs in unserem Land, auch für 
meinen eigenen glaube ich, dass das gut 
sein wird. Wenn mehr Leute Jobs haben, 

werden mehr Leute mit Aufträgen für mich 
kommen.“

Dass allerdings die Investitionen, nicht 
zuletzt durch die öffentliche Hand, wie sie 
in der Vorbereitung zur WM getätigt wer-
den, wirklich allen zugute kommen, wird 
mitunter in Frage gestellt. Lucia, Kundin im 
Friseursalon, verweist auf die Notwendig-
keit, auch ländliche Gebiete von den Infra-
strukturmaßnahmen profitieren zu lassen. 

„Ich glaube, die Regierung sollte uns hel-
fen, die Dinge zu ändern. Urbane und länd-
liche Gegenden müssen gleichbehandelt 
werden, ohne Unterschiede. In den städti
schen Gebieten haben sie alles: Läden, Ein-
kaufszentren. Sie können einfach zu Fuß 
einkaufen gehen. Aber in ländlichen Gegen
den muss man das wenige vorhandene 
Geld auch noch dazu verwenden, um zu ei
nem Einkaufszentrum zu fahren, nur um dort 
ein bisschen Brot und Butter zu kaufen.“

Mit Twenty-Ten gegen die 
Apartheid in der Gesellschaft
„Twenty-Ten“, die Fußball-Weltmeisterschaft 
der Männer 2010, ist aber auch Grundlage 
für Hoffnungen nicht-ökonomischer Art. So 
wird die WM mit einem Imagegewinn für 
das Land verknüpft. Florence, Zahnarztas-

sistentin in der kleinen Arztpraxis am Hof, 
sieht in der WM noch eine andere Chance: 
„Es wird, denke ich, weniger Apartheid 
sein, die Dinge werden sich ändern. Die 
Apartheid ist zwar nicht mehr da, aber sie 
ist immer noch innen drin in unserer Gesell-
schaft. Durch die WM werden viele ver-
schiedene Menschen nach Südafrika kom-
men, einige aus Deutschland, andere aus 
Brasilien. Südafrika wird noch vermischter 
und vielfältiger sein. Ich glaube, dass die 
Dinge sich gut entwickeln werden, weil wir 
bereits angefangen haben, miteinander 
auszukommen.“

Und vielleicht, so meint Godfrey, bringt 
die WM nicht nur positive Veränderungen 
für Südafrika, vielleicht strahlen diese auch 
auf die Länder der Region aus. Zum Beispiel 
auf das Nachbarland Simbabwe, aus dem 
er nach Südafrika migriert ist. Er mietete 
eines der Zimmer im Hof und suchte im 
Sommer 2009, als wir mit ihm sprachen, 
einen Job. Ein paar Monate später ist er 
zurück nach Simbabwe gegangen – ohne 
dass das Jobversprechen der WM für ihn 
Wirklichkeit geworden wäre. 

Für wen eröffnet die WM nun also neue 
Chancen? Tshepo, Motshabis erwachsener 
Sohn, der immer wieder mal im Telefoncon
tainer aushilft und jugendlich souverän die 
Welt erklärt, sieht den Entwicklungen opti-
mistisch entgegen: „Es wird Verbesserungen 
für alle geben, weil, wenn die Gäste wieder 
in ihre Länder zurückfahren, wir von den 
Investitionen profitieren werden. Aber fürs 
erste sind die nur für die Gäste.“
Magdalena Freudenschuß ist Politologin und arbei-
tet im Koordinierungskreis von INKOTA mit. Die Fotos 
hat Peter Steudtner gemacht, der als Fotojournalist 
und Trainer für gewaltfreie Konfliktbearbeitung arbeitet 
(www.panphotos.org).
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Das außenpolitische Gewicht Südafrikas 
wird auf drei Ebenen deutlich. Zum einen 
geht es um die „Entwicklungsgemeinschaft 
im Südlichen Afrika“ (SADC), in der Süd-
afrika eine aktive Rolle spielt. Dann geht es 
um Gesamtafrika, um die „Afrikanische 
Union“ (AU), deren Gründungsvorsitz Süd-
afrika 2002-03 innehatte. Und schließlich 
versucht Südafrika, gestützt auf die Zusam-
menarbeit mit anderen Ländern des Südens, 
auch global Einfluss auszuüben, zum Bei-
spiel 2007-08 als nichtständiges Mitglied 
im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 
Alle drei Ebenen der Außenpolitik Südafri-
kas sollen in diesem Beitrag beleuchtet wer-
den, wobei seine Rolle im südlichen Afrika 
im Vordergrund steht.

Regionale Kooperation im 
südlichen Afrika
Die regionale Kooperation im südlichen Afri-
ka ist Mitte/Ende der 1970er Jahre in Op-
position und als Gegengewicht zum Apart-
heidstaat in Südafrika entstanden. Als zu 
Beginn der 1990er Jahre das Ende der 
Apartheid nahte, gab es angesichts der 
Wirtschaftskraft Südafrikas, die größer war 
als die aller übrigen Länder der Region zu-
sammen, viel Diskussion und eine große Un-
sicherheit über die künftige Zusammenarbeit 
mit dem neuen Staat. Sie äußerte sich in der 
rhetorischen Frage, ob Südafrika der SADC 
oder SADC Südafrika beitreten werde. 

Die Entscheidung der neuen Regierung, 
der SADC beizutreten, war zum einen Aus-
druck des Danks an die SADC-Mitglieder, 
besonders die Frontstaaten, für ihre Unter-
stützung während des Befreiungskampfes. 
Zum anderen war sie aber auch darauf be-
dacht, die wirtschaftlichen Interessen des 
Landes im Rahmen der regionalen Koopera-
tion zu verfolgen. Dieses Spannungsfeld 
zwischen politischer Solidarität und wirt-

schaftlicher Interessenpolitik durchzieht Süd-
afrikas Aktivitäten in der SADC bis heute.

Um Südafrika schnell in ihre Strukturen 
zu integrieren und aufgrund der hohen 
Wertschätzung, die der erste Präsident des 
Post-Apartheid-Südafrika genoss, wurde 
Nelson Mandela schon 1996 der Vorsitz 
der SADC angetragen. Andere Staatschefs, 
vor allem Simbabwes Präsident Robert Mu-
gabe, der in den 1980er Jahren der Hoff-

nungsträger der Region war, sahen sich von 
Mandela überschattet. Differenzen zwi-
schen den beiden über das Vorgehen in der 
DR Kongo 1997/98 und verbunden damit 
über die Stellung des Sicherheitsorgans der 
SADC, dessen Vorsitz Mugabe innehatte, 
im SADC-System, waren die Folge. 

Mandela setzte sich schließlich mit seiner 
Auffassung durch, das Sicherheitsorgan als 
eine zweite Säule neben der Wirtschaftsko-

operation in die SADC-Strukturen zu inte-
grieren. Bei Konflikten befürwortete Südafri-
ka vorrangig die Suche nach friedlichen Lö-
sungen, während Mugabe in der DR Kongo 
eine militärische Intervention befürwortete 
und mit Angola und Namibia auch durch-
führte. Südafrika spielte dann 2002-03 eine 
wichtige Rolle, um dem „interkongolesischen 
Dialog“ zum Erfolg zu verhelfen, der zu 
dem seitherigen – zugegebenermaßen 
höchst fragilen – UNO-überwachten (MO-
NUC) Friedensprozess geführt hat. 

Südafrikas „sanfte  
Diplomatie“ in Simbabwe
Nach 1999 hat Mandelas Nachfolger Tha-
bo Mbeki die Beziehungen zu Simbabwes 
Präsident Mugabe verbessert. Als Proteste 
der Kriegsveteranen, Streiks der Gewerk-
schaften, das Erstarken der politischen Op-

position, wachsende Repression sowie die 
gewaltsame Besetzung weißer Farmen zum 
zunehmenden Staatsverfall in Simbabwe 
führten, wurden – auch international – 
große Hoffnungen auf die Regionalmacht 
Südafrika gesetzt, Recht und Gesetz wieder 
zum Durchbruch zu verhelfen. Im März 
2007 wurde Mbeki von der SADC beauf-
tragt, zwischen Mugabe und der Oppositi-
on zu vermitteln. Seine „sanfte Diplomatie“ 

Seitdem Südafrika unter der Führung Nelson Mandelas sich von der 
Apartheid befreit und in die afrikanische Staatengemeinschaft eingereiht 
hat, nimmt es außenpolitisch eine führende Rolle ein. Nicht nur, weil Nel-
son Mandela als eine der herausragenden Persönlichkeiten des 20. (und 
des beginnenden 21.) Jahrhunderts eine moralische Instanz darstellt, die 
weltweit geachtet wird. Sondern auch, weil der Staat Südafrika ein 
großes wirtschaftliches Gewicht besitzt und aufgrund seiner demokra-
tischen Struktur zu einem politischen Hoffnungsträger über seine Gren-
zen hinaus geworden ist. 

Peter Meyns

Eine aufstrebende Regionalmacht
Südafrikas selbstbewusste Außenpolitik

Protest in Südafrika gegen die Repression in Simbabwe; die Regierung setzt eher auf stille  
Diplomatie Foto: MDC
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(quiet diplomacy) war jedoch einseitig Mu-
gabe-lastig. 

Nach Mugabes Niederlage bei der ers-
ten Runde der Präsidentschaftswahl Ende 
März 2008 setzte eine landesweite Gewalt- 
und Einschüchterungskampagne der Muga-
be-Partei ein, die zahlreiche Todesopfer for-
derte und den Oppositionskandidaten Mor-
gan Tsvangirai zwang, auf seine Kandidatur 
bei der manipulierten Stichwahl zu verzich-
ten. Dessen ungeachtet teilte Mbeki dem ei-
gens wegen Simbabwe von Sambia einbe-
rufenen SADC-Treffen mit, es gebe in Sim-
babwe keine Krise. Unter starkem Druck 
von Mbeki und der SADC sahen sich die 
Oppositionsparteien genötigt, im Septem-
ber 2008 ein „Global Political Agreement“ 
(GPA) zu unterzeichnen, das Mugabe im 
Präsidentenamt belässt und Tsvangirai zum 
Premierminister machte. Trotz einiger Ver-
besserungen seither ist Simbabwe weiterhin 
von Gewalt und Willkür geprägt. 

Obwohl etwa ein Viertel der Bevölkerung 
aus Simbabwe geflüchtet ist, rund drei Milli-
onen davon nach Südafrika, rückte Mbeki 
nicht von seiner sanften Diplomatie ab. Sei-
ne Haltung und die der anderen SADC-Mit-
glieder – nur Botswana hat Mugabes Herr-
schaft offen kritisiert – haben auch damit zu 
tun, dass ihre eigene Herrschaft autokra-
tische Züge trägt.

Für Jacob Zuma, der Mbeki im April 
2009 als Präsident abgelöst und auch seine 
Funktion als SADC-Vermittler in Simbabwe 
übernommen hat, zählt vor allem, dass im 
Jahr der Fußball-WM keine Unruhe vom 
Nachbarn im Norden nach Südafrika hin-
eingetragen wird. Sein Auftreten und die 
Erklärung des SADC-Gipfels im September 
2009, dass die Umsetzung des GPA-Ab-
kommens auf einem guten Weg sei, stehen 
jedoch im Widerspruch zu der Realität in 
Simbabwe.

Südafrika – Mosambik: eine 
wechselvolle Beziehung
Südafrika und Mosambik verbindet eine 
wechselvolle Beziehung. Lange Jahre stellte 
der Süden Mosambiks Wanderarbeiter und 
Bahn- und Hafenanlagen für die Wirtschaft 
Südafrikas zur Verfügung. Seit der Unab-
hängigkeit Mosambiks 1975 unterstützte 
die Apartheidregierung die Rebellenbewe-
gung Renamo gegen die regierende Befrei-
ungsbewegung Frelimo und stürzte Mosam-
bik in einen jahrelangen blutigen Bürger-
krieg. 

Seit dem Ende der Apartheid pflegen die 
Regierungen beider Länder gute nachbar-
schaftliche Kontakte. Fast symbolisch dafür 
steht die Ehe von Nelson Mandela mit Gra-
ça Machel, der Witwe von Samora Machel, 
des ersten Präsidenten von Mosambik. 

Gemeinsame wirtschaftliche Vorhaben 
wie der Maputo-Korridor festigen die Bezie-
hungen. Allerdings bringen sie die auch 
heute bestehende wirtschaftliche Dominanz 
Südafrikas, zum Beispiel durch die Präsenz 
der Shoprite-Supermarktkette, die sich in 
der ganzen Region bemerkbar macht, zum 
Ausdruck. In Mosambik ist Südafrika unter 
anderem auch an der riesigen Mozal-Alumi-
niumschmelze sowie durch den Chemie-
Konzern Sasol an der Ausbeutung der Erd-
gasvorkommen in der Inhambane-Provinz 
beteiligt.

Afrikanische Union und UNO
In der afrikanischen Staatengemeinschaft 
hat sich Südafrika als eine regionale Macht 
profiliert. Bei der Umwandlung der seit 
1963 bestehenden OAU in die Afrikanische 

Union (AU) gehörte Mbeki zu den Staats-
chefs, die sich Gaddafis Drängen, sofort 
die Vereinigten Staaten von Afrika zu grün-
den, entgegengestellt haben, um einen 
Bund souveräner Staaten zu gründen. Mbe-
ki wurde 2002 zum Gründungsvorsitzen-
den der AU gewählt. Südafrika wurde auch 
zum Sitz des neugeschaffenen (durch natio-
nale Delegierte beschickten) Panafrika-
nischen Parlaments bestimmt. 

Die inzwischen in die AU integrierte 
Wirtschaftsinitiative „New Partnership for 
Africa’s Development“ (NEPAD) wurde maß-
geblich von Südafrika (zusammen mit Alge-
rien, Ägypten, Nigeria und Senegal) lan-
ciert. Auf Mbeki geht die Losung von der 
„Afrikanischen Renaissance“ zurück, die 
ein neues Selbstbewusstsein afrikanischer 
Staaten bei der Lösung ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Probleme einfordert.

Ausdrücklich hat Südafrika sein Interesse 

angemeldet, im Rahmen einer UN-Reform 
einen Ständigen Sitz im Sicherheitsrat ein-
zunehmen. Derzeit ist die Reformdiskussion 
jedoch auf unbestimmte Zeit vertagt. Das 
Selbstbewusstsein als eine afrikanische Re-
gionalmacht hat Südafrika indessen 2007 
und 2008 als nichtständiges Mitglied des 
UN-Sicherheitsrates vertreten und sich für 
eine verstärkte Zusammenarbeit der UNO 
mit Regionalorganisationen wie der AU 
eingesetzt. 

Es beharrte auf dem Prinzip der staatli-
chen Souveränität und sieht in Konzepten 
wie der „Verantwortung zum Schutz“ (re-
sponsibility to protect) und der „humani-
tären Intervention“, die angesichts zuneh-
mender Menschenrechtsverletzungen inter-
national an Bedeutung gewinnen, einen 
Vorwand für hegemoniale Mächte, vor 
allem die USA, sich in innere Angelegen-

heiten kleinerer Staaten einzumischen. Dem-
entsprechend votierte Südafrika gegen eine 
Befassung des Sicherheitsrates mit der Krise 
in Simbabwe sowie mit der humanitären Si-
tuation in Myanmar mit dem formalen Argu-
ment, interne Probleme gehörten nicht in 
den Sicherheitsrat. 

Eine Position, die unter anderen Erzbi-
schof Desmond Tutu kritisierte, der von der 
Regierung forderte, sie solle sich auf die 
Seite von Menschen stellen, die Opfer re-
pressiver Staaten sind, so wie der ANC in 
seinem Kampf gegen die Apartheid von der 
UNO klare Aussagen gegen die menschen-
feindliche Rassendiskriminierung erwartet 
und auch erhalten hat. Als selbstbewusste 
Regionalmacht setzt Südafrika heute jedoch 
in seiner Außenpolitik andere Akzente.

Peter Meyns ist Professor für Politikwissenschaft an 
der Universität Duisburg-Essen.

Shoprite-Supermärkte, hier in Mosambiks Hauptstadt Maputo, dominieren die ganze Region
Foto: INKOTA-Archiv
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Die Apartheid ist tot! Doch ihre Nachwir-
kungen verfolgen die SüdafrikanerInnen bis 
heute. Der 11. Februar 2010 war der 20. 
Jahrestag der Freilassung von Nelson Man-
dela. Am 27. April 1994 wurden die ersten 
wirklich freien und demokratischen Wahlen 
abgehalten, bei denen alle Südafrikane-
rInnen stimmberechtigt waren und die zur 
neuen Regierung unter Präsident Mandela 
führten. Der Begriff der „Regenbogennati-
on“ machte damals die Runde und viele 
waren stolz darauf, dass das Land einen 
friedlichen Übergang von der Unterdrü-
ckung zur Demokratie geschafft hatte. Ver-
bunden war damit eine große Zuversicht für 
die Zukunft. Gut 15 Jahre später stellt sich 
die Frage: Haben wir die Möglichkeiten 
ausgeschöpft, die sich nach dem Übergang 
geboten haben?

Die Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion (Truth and Reconciliation Commission, 
TRC) begann 1996, die Geschichten der 
Apartheid-Opfer anzuhören und aufzuarbei-
ten. Es waren Geschichten von Grausam-
keiten und kriminellen Aktivitäten, von Mord, 
Verschwindenlassen, Folter und Vergewalti-
gungen, mit denen die weißen Sicherheits-
kräfte die inhumane und erniedrigende Un-
terdrückung der schwarzen Bevölkerung 
durch die Apartheid-Regierung durchsetzten. 
Eine wichtige Rolle bei der Bewältigung 
spielte auch die „Khulumani Support Group“ 
(„Khulumani“ heißt auf Zulu „Sprich es 
aus“). Sie wurde kurz vor Beginn der Arbeit 
der TRC als Selbsthilfeorganisation gegrün-
det, um den Apartheid-Opfern zu helfen, vor 
der TRC aussagen zu können und um sie 
währenddessen zu unterstützen.

Schock und Abwehr
Als die Wahrheitskommission schließlich 
Stück für Stück die schrecklichen Details der 
systematischen Menschenrechtsverletzungen 
während der Apartheid ans Licht beförder-

te, verfiel ein Großteil des weißen Südafri-
kas in einen Zustand von Schock und Ab-
wehr. „Wir wussten nichts davon“, war die 
weit verbreitete Reaktion. In Wahrheit woll-
ten die Weißen niemals das ganze Ausmaß 
der Grausamkeiten wissen, mit denen in ih-
rem Namen ihre Privilegien verteidigt wur-

den. Die meisten waren entsetzt, als sie 
schließlich dazu gezwungen wurden zu er-
kennen, wie ihr jahrzehntelanges Wählen 
der Nationalen Partei solch schreckliche 
Verbrechen ermöglicht hatte. Dass die meis-
ten dieser WählerInnen sich als Christen 
verstanden, war doppelt beschämend.

Während die TRC für ein gemeinsames 
Verständnis der Verbrechen der Apartheid-
Regierung sorgte, hat sie es andererseits 
weißen SüdafrikanerInnen zu einfach ge-
macht, mit dem Finger auf die wenigen Tä-
ter zu zeigen, die vor der TRC in Hoffnung 
auf Straffreiheit ihre Verbrechen schilderten. 
Nur wenige kamen ins Gefängnis, sie bitten 

zurzeit Präsident Zuma um Amnestie. Khulu-
mani ist gegen ihre Freilassung, da es bis-
her keine Konsultationen mit den Opfern 
darüber gegeben hat. Außerdem fehlt im-
mer noch ein Plan, wie die Entschädigung 
der Opfer durch gemeinsame Anstrengun-
gen, die Täter, Mitläufer und Opfer einbe-
ziehen, zügig vorangebracht werden kann.

Die meisten Weißen waren in der Lage, 
ihr Leben und ihren Lebensstandard weiter-
zuführen, und ignorierten dabei schlicht, 
dass die Opfer der Apartheid-Verbrechen 
immer noch in ihrer Mitte leben, jedoch 
quasi unsichtbar, da die sozial-geografische 
Struktur aus der Apartheid-Zeit weiter fort-
besteht und die Opfer in Townships und 
Homelands leben, wo sie nicht nur aus den 
Augen, sondern offensichtlich auch aus 

dem Sinn sind. Um echte Versöhnung zu er-
reichen, müsste es aufeinander abgestimmte 
Anstrengungen aller Seiten für eine inklusi-
vere Gesellschaft geben. Gleichzeitig müss-
te Schluss damit sein, dass die politischen 
Eliten die Chancen unter sich verteilen und 
die Mehrheit ausschließen, wie es in den 
vergangenen 15 Jahren passiert ist.

Ungleichheit  
hat zugenommen
Seit dem Übergang zur Demokratie hat die 
Ungleichheit in Südafrika sogar noch zuge-
nommen. Südafrika gehört heute zu den 

Als die Apartheid beendet wurde und der ANC die Wahlen gewann, 
hofften viele der Opfer auf eine baldige Entschädigung. In der Wahr-
heits- und Versöhnungskommission wurden einige der schlimmsten Ver-
brechen aufgedeckt, rund 22.000 Opfer erzählten ihre Geschichten. Sie 
erhielten in der Folge geringe Entschädigungszahlungen. Doch die 
Mehrheit der Schwarzen ist immer noch von den Folgen der Apartheid 
betroffen. Zur Überwindung der strukturellen Benachteiligung mahnt 
daher Marjorie Jobson, Direktorin der wichtigsten Opferorganisation 
„Khulumani Support Group“.

Marjorie Jobson

Warten auf Entschädigung
Viele Opfer des Apartheid-Regimes sind immer noch marginalisiert

Gedenkmarsch der Khulumani Support Group am Internationalen Tag des Verschwundenen 
am 30. August 2009
Foto: Khulumani Support Group
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Nirgendwo sonst auf der Welt gab es wahr-
scheinlich so viele Proteste pro Person wie 
in Südafrika in den vergangenen Jahren. In 
den Straßen und an den Verhandlungs-
tischen gewinnt die Zivilgesellschaft an 
Selbstbewusstsein. Die bemerkenswerteste 

Entwicklung ist der beispiellose Einfluss, den 
die Gewerkschaftsbewegung in jüngster 
Zeit auf die Regierung in Pretoria hat. Aber 
dieser Einfluss unterliegt strukturellen Be-
grenzungen, egal wie couragiert die jewei-
ligen Akteure sind. Die wirtschaftliche Krise 

seit Ende 2008 ist dabei nur die neueste 
Stufe einer Akkumulationskrise, auf die das 
südafrikanische Kapital seit den 1970er 
Jahren mit einer Verlagerung ins Ausland 
sowie mit der Durchsetzung neoliberaler 
Politikmaßnahmen im Inland reagiert. Diese 
führen zwar nicht zu nachhaltigem Wachs-
tum, wohl aber zu einer Verschärfung sozi-
aler Spannungen.

Die Spannungen nehmen zu, da selbst 
der soziale und politische Aufruhr, in dem 
sich das Land seit den späten 1990er Jah-
ren befindet, nicht zu einer substanziellen 
Veränderung der ANC-Politik unter Präsi-
dent Jacob Zuma geführt hat, nachdem die-

Zivilgesellschaftliches Engagement hat eine lange Tradition in Südafrika. 
Im Kampf gegen die Apartheid arbeiteten viele Gruppen zusammen, 
auch mit der heutigen Regierungspartei African National Congress 
(ANC). Seit dem Ende der Apartheid ist das Verhältnis getrübt. AktivistIn-
nen haben in Kampagnen zu einzelnen Themen wie Gesundheits- und 
Wasserversorgung massiven Druck auf die Regierung erzeugt. Bei ande-
ren Themen lassen Erfolge noch auf sich warten.

Patrick Bond

Mit Druck von der Straße
Erfolge und Herausforderungen der Zivilgesellschaft im heutigen Südafrika

Ländern mit der größten Ungleichheit der 
Einkommensverteilung weltweit. Während 
fast alle SüdafrikanerInnen stolz darauf 
sind, ihr wundervolles und vielfältiges Land 
bei der Fußball-WM der Weltöffentlichkeit 
präsentieren zu können, werden die Ge-
winne der WM nicht bei der armen Bevöl-
kerungsmehrheit ankommen. Diese Armut 
ist das Ergebnis von Jahrhunderten vorsätz-
licher Enteignung und Schwächung, wes-
halb sie heute durch politische Maßnahmen 
überwunden werden müsste.

Im Jahr 1994 hat eine neue Ära in Süd-
afrika begonnen. Doch die grundlegende 
Arbeit, die tief verwurzelten Kulturen und 
Institutionen der Diskriminierung zu verän-
dern, bleibt eine bestehende Herausforde-
rung. Mit dem formellen Ende der Apartheid 
begann der Prozess des stetigen Abbaus 
der Apartheid-Strukturen, die sämtliche Le-
bensbereiche durchzogen. Die offensicht-
lichen Strukturen waren am leichtesten ab-
zuschaffen, sämtliche Ausschlüsse von staat-
lichen Institutionen aufgrund der Hautfarbe 
wurden beseitigt.

Aber die riesigen Unterschiede bei der 
Qualität staatlicher Einrichtungen blieben 
oft erhalten. So sind an den Schulen in 
Townships und ländlichen Gebieten immer 
noch die Folgen einer jahrzehntelangen 
Unterversorgung mit Ressourcen zu spüren, 
genauso wie beim Zugang zu Gesundheits-
einrichtungen, die doch so wichtig wären 
im Kampf gegen die Aids-Epidemie.

Die größten Herausforderungen sind Be-
schäftigung, Armut, Gesundheit und Bil-
dung. Der Zugang zu formellen Arbeitsver-

hältnissen hängt vom Zugang zu guter 
Ausbildung ab. Zu viele SüdafrikanerInnen 
haben wegen ihrer unzureichenden Bil-
dung keine Chance auf Zugang zum Ar-
beitsmarkt. Die derzeitige Arbeitslosenrate 
wird auf 24,3 Prozent der aktiven Arbeits-
suchenden geschätzt. Diese Zahl umfasst 
weder die große Gruppe derjenigen, die 
durch Eigeninitiative im informellen Sektor 
überleben, noch diejenigen, die nach jah-
relangen Versuchen die Arbeitssuche auf-
gegeben haben, weil sie sich den Transport 
in die städtischen Gebiete nicht mehr leis-
ten können, wo es mehr Arbeitsmöglich-
keiten gibt.

Von den 49,3 Millionen Südafrikane-
rInnen sind nur 5,4 Millionen registrierte 
Steuerzahler, während 13,5 Millionen Men-
schen unterschiedliche Sozialleistungen er-
halten wie Renten, Kindergeld und Pensi-
onen für Kriegsveteranen. Dies ist eine 
große Leistung für eine Regierung, egal an 
welchem Ort der Welt, doch speziell in Afri-
ka, wo staatliche Sicherungssysteme so gut 
wie nicht existieren. Die Sozialleistungen 
leisten einen wichtigen Beitrag zum Überle-
ben armer Familien, doch langfristig bergen 
sie das Risiko, nicht nachhaltig zu sein. Ziel 
muss sein, Menschen dabei zu unterstützen, 
ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten zu 
können.

Diskriminierung überwinden
Bei Khulumani sind wir der Meinung, dass 
in Südafrika zu viele Konzessionen an die 
großen Konzerne gemacht wurden, um die-

se bei Laune zu halten. Bei Wasser und an-
deren Grundgütern wurden Privatisierungs-
politiken betrieben, die verheerende Konse-
quenzen für die ärmsten Familien und Ge-
meinden hatten. Für eine Organisation, die 
sich einer Vision einer nicht-rassistischen 
und nicht-sexistischen Gesellschaft verschrie-
ben hat, frei von allen Formen von Diskrimi-
nierung, in der die Menschen ihre Potenzi-
ale voll entfalten können, ist der Kampf 
noch nicht vorbei. In den vergangenen 15 
Jahren ist Khulumani zu der Überzeugung 
gelangt, dass nur das Handeln engagierter 
BürgerInnen mit den Problemen fertig wer-
den kann, die immer noch einer sozial ge-
rechten Gesellschaft im Weg stehen, in der 
die Menschenrechte für alle verwirklicht 
sind. Beginnend mit den Rechten derjeni-
gen, die die größten Opfer im Kampf ge-
gen die Apartheid erbracht haben, und die 
bis heute auf Entschädigung warten.

Die Überlebenden der Apartheid-Verbre-
chen haben nie aufgehört, ihren Platz in der 
nationalen Debatte einzufordern und sich 
gegen das Abschieben in die Bedeutungslo-
sigkeit gewehrt. Mittlerweile beginnen viele 
SüdafrikanerInnen, endlich zuzuhören und 
zu verstehen, dass die Schrecken der Ver-
gangenheit nicht geheilt werden können, 
ohne den Opfern angemessene Aufmerk-
samkeit zu schenken und sie für die lebens-
langen Konsequenzen dieser Verbrechen zu 
entschädigen.

Aus dem Englischen von Armin Massing.

Marjorie Jobson ist seit 2006 Direktorin der „Khulu-
mani Support Group“, der wichtigsten Selbsthilfe- und 
Lobbyorganisation von Apartheid-Opfern in Südafrika.
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ser mit Hilfe der Gewerkschaften die Macht 
von Thabo Mbeki übernommen hatte. Dies 
hat zu Kampagnen der Zivilgesellschaft zu 
einzelnen Politikfeldern geführt. Einige da-
von haben bemerkenswerte Erfolge erzielt. 
Vier Kampagnen können als beispielhaft 
gelten: Zugang zu HIV-Medikamenten; ge-
gen Wasserprivatisierung; Bekämpfung des 
Klimawandels; Entschädigung von Opfern 
der Apartheid durch ausländische Firmen. 
Alle vier Kampagnen sind von globaler Be-
deutung und strahlen weit über Südafrika 
hinaus.

Bei Xenophobie versagt
Welche Folgen es haben kann, wenn sich 
die Zivilgesellschaft drängender gesell-
schaftlicher Fragen nicht annimmt, hat der 
Ausbruch fremdenfeindlicher Gewalt im 
Mai und Juni 2008 gezeigt. Fortschrittliche 
Gruppen hatten zuvor versäumt, vorhande-
ne soziale Unzufriedenheit in sinnvolle poli-

tische Bahnen zu lenken. Was dann passier-
te, war ein Alptraum: In pogromartigen 
Ausschreitungen wurden 65 MigrantInnen 
getötet und mehr als 200.000 Menschen 
vertrieben. 

Über das Versagen des Staates, die Mig-
rantInnen vor der Bedrohung zu schützen, 
ist viel diskutiert worden. Als etwa der da-
malige Präsident Mbeki im Dezember 2007 
auf das Ergebnis eines offiziellen Reports 
angesprochen wurde, der eine vorherr-
schende Ausländerfeindlichkeit attestierte, 
antwortete er, dies sei „schlicht nicht wahr“. 
Es gab viele Berichte von Polizeigewalt ge-
gen MigrantInnen und Misshandlungen in 
staatlichen Repatriierungszentren. Vor allem 
aber scheint die Zunahme des sozio-ökono-
mischen Stresses Mitte der 2000er Jahre – 

trotz des gleichzeitigen stabilen wirtschaft-
lichen Wachstums in dieser Zeit – zu ver-
mehrter Ausländerfeindlichkeit geführt zu 
haben. In einer repräsentativen Umfrage 
stimmten der Aussage „Die meisten Pro-
bleme in Südafrika gehen auf illegale Mig-
ranten und Ausländer zurück“ 2006 67 
Prozent der Befragten zu. Wenige Jahre zu-
vor lag die Quote noch bei 47 Prozent.

Die Menschen übersehen, dass es eine 
bewusste Entscheidung der Regierung war, 
das System ausländischer Wanderarbeiter 
trotz hoher Arbeitslosigkeit nach dem Ende 
der Apartheid 1994 nicht abzuschaffen. In 
ungewöhnlich offener Weise brachte der 
Chefökonom der Nationalbank, Cees Brug-
gemann, die Interessen der südafrikanischen 
Unternehmen an den ausländischen Arbei-
tern in einem Interview mit der Zeitung 
„Business Report“ im Mai 2008 zum Aus-
druck: „Sie halten die Arbeitskosten nied-
rig.“ Die Zivilgesellschaft müsste also drin-
gend daran arbeiten, kurzschlüssige Sün-

denbock-Sichtweisen zurückzuweisen und 
internationale solidarische Perspektiven zu 
entwickeln. 

Proteste zusammenführen
Abgesehen davon scheint die Hauptschwä-
che der Zivilgesellschaft zurzeit die man-
gelnde Fähigkeit, die Verbindungen zwi-
schen den – teilweise sehr erfolgreichen – 
Einzelprotesten hinreichend herzustellen. 
Große Erfolge konnten vor allem die Aids-
AktivistInnen sowie die Kampagnen für den 
Zugang zu Wasser- und Strom erzielen. Die 
Aids-AktivistInnen von der „Treatment Ac-
tion Campaign“ wurden wieder und wieder 
verhaftet, legten sich mit großen multinatio-
nalen Unternehmen, der US-Regierung so-

wie der eigenen an, die alle der großen 
Mehrheit der HIV-Positiven in Südafrika den 
Zugang zu lebensnotwendigen antiretrovi-
ralen Medikamenten verweigerten. Doch 
TACs Kombination von Straßenaktivismus, 
Bewusstseinsbildung, internationaler Solida-
rität und juristischer Schritte führte schließ-
lich Ende 2003 zu einem Einlenken des 
Staates.

Die AktivistInnen für den Zugang zu Was-
ser und Elektrizität in Soweto haben eine of-
fensive Organisierung betrieben, um Ge-
meinden darin zu unterstützen, ihre Versor-
gung durch illegales Abzapfen wiederherzu-
stellen. Der von ihnen erzeugte Druck führte 
schließlich 2008 zu einem Gerichtsurteil, 
das die Menge an kostenlosem Wasser für 
die Grundversorgung verdoppelte und Was-
serzähler verbot, die sich nach Abgabe ei-
ner vorab bezahlten Menge automatisch 
abschalten. Dieses Urteil wurde jedoch im 
September 2009 vom Verfassungsgericht 
aufgehoben. Seitdem machen sich die Akti-
vistInnen wieder öffentlich für den Diebstahl 
von Wasser stark, indem sie zum Zerstören 
der verhassten Wasserzähler aufrufen.

Die in der Verfassung verbrieften Rechte 
auf Gesundheitsversorgung und Wasser 
konnten also in der Praxis erst durch Druck 
von unten teilweise durchgesetzt werden. 
Entscheidend dabei waren die offensiven 
Aktionen der Zivilgesellschaft – bis hin zur 
bewussten Missachtung von Gesetzen und 
scharfen rhetorischen Attacken gegen das 
Versagen des Staates und den Verrat der 
Regierung. 

Neue Herausforderungen
Was bei diesen erfolgreichen Kampagnen 
gelernt wurde, wird bei Klimawandel und 
Entschädigungen dringend benötigt wer-
den. In der Entschädigungskampagne for-
dern AktivistInnen, dass internationale Kon-
zerne wie Daimler, die mit dem Apartheid-
System Geschäfte machten, heute Entschä-
digung an die Opfer zahlen. Bis vor Kurzem 
hatten die Konzerne die südafrikanische 
Regierung an ihrer Seite. Doch ein Jahr 
nach Mbekis Abgang wechselte sie die Po-
sition und unterstützt nun die Entschädi-
gungsklage gegen die Unternehmen vor 
einem US-Gericht.

Auch beim Kampf für Klimagerechtigkeit 
vermischen sich lokale und globale Aspekte. 
Im Januar 2010 ist die Koalition „Climate 
Justice Now!“ entstanden. Sie steht in klarer 
Opposition zur Klimapolitik der Regierung. 
Diese vertritt ähnliche Positionen, wie sie 
sich in der Abschlussvereinbarung der Welt-
klimakonferenz von Kopenhagen finden: 
vage Zusagen zur Emissionsreduzierung, 
die bei weitem nicht reichen werden, um 
eine Klimakatastrophe zu verhindern, und 

Ramaphosa bei Johannesburg: Die Progrome gegen ArbeitsmigrantInnen im Jahr 2008 sind 
auch ein Versagen der Zivilgesellschaft Südafrikas Foto: Tebogo Letsie/Irin
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In Südafrika leben 5,7 Millionen Men-
schen, die mit HIV infiziert sind. Etwa 
1.000 Menschen sterben jeden Tag an 
Aids. Wie konnte es zu dieser dramati-
schen Situation kommen?

Nonkosi Khumalo: Diese Zahlen sind 
bezeichnend dafür, wie schlecht Südafrika 
als Land und als Regierung insgesamt in 
den letzten 15 Jahren funktioniert hat, seit 
der ANC an der Macht ist. In den frühen 
Neunzigern, als sie die Regierung übernah-
men, lag die Rate der HIV-Infizierungen 
zwischen 0,5 und 0,9 Prozent. 2009 be-
trug sie 29,7 Prozent, ein entsetzlicher Zu-
wachs. Bis 2004 gab es keine Programme, 
um Menschen mit HIV beizustehen, damit 
sie gesünder leben können oder Zugang zu 
antiretroviralen Medikamenten erhalten. 

Welche Auswirkungen hat dies auf die 
Gesellschaft?

Dass die Situation sich so verschlechtert 
hat, hat einige Sektoren der Gesellschaft 
mobilisiert, offen über HIV zu sprechen. Es 
gibt viele Menschen, die nun offen mit HIV 
leben. Außerdem erlauben wir uns mittler-
weile darüber zu diskutieren, ob Afrikaner 
HIV haben können oder nicht und ob wir 
Lösungen vom Westen, Norden oder Süden 
benötigen. 

Es gibt unterschiedliche Statistiken zur 
Infektionsrate mit teils stark schwan-
kenden Zahlen – gibt es Menschen, die 
damit Politik machen?

Wir können über Statistiken diskutieren 
und es ist immer ein guter Maßstab darü-

ber, wie groß oder klein das Problem ist. 
Aber wenn man sein gesamtes Leben in 
Südafrika verbracht hat, geht es nicht um 
diese Zahlen, nicht darum, wie Statistiker 
sie für uns berichtigen können. Es ist ein 
tagtäglicher Kampf. Jeden Tag sehen wir 
Menschen, die an Aids sterben. Wir beerdi-
gen immer noch Menschen.

Was tun Sie als Treatment Action Cam-
paign, um die Tabus um HIV zu bre-
chen?

1998 wurde eines unserer Mitglieder ein 
paar Tage nach dem Welt-Aids-Tag getötet, 
weil sie öffentlich über ihr Leben mit HIV 
gesprochen hatte. Sie wurde von Mitglie-
dern ihrer eigenen Gemeinde gesteinigt. 
Dadurch wurde das berühmte T-Shirt mit der 
Aufschrift „HIV positiv“ von TAC geboren, 
von denen wir so viele wie möglich in Um-
lauf gebracht haben. Es ging uns darum, 
HIV sichtbar zu machen. Dass den Leuten 
klar wird, wenn sie über die Straße gehen: 
Es gibt viele HIV-Positive und sie sind Teil 
unserer Gemeinde.

Außerdem versuchen wir, das Tabu rund 
um Sex zu überwinden. Denn HIV wird nun 
mal durch Sex übertragen. Wie will man 
das eine bekämpfen, ohne über das andere 
zu sprechen? Also betreiben wir Aufklärung 
rund um HIV und geben den Leuten Instru-
mente an die Hand, um offen über HIV und 
auch über Safer Sex reden zu können. 

Werden Menschen mit HIV immer noch 
stigmatisiert?

Es ist nicht mehr so schlimm, wie es ein-

mal war. Aber es ist noch lange nicht so, 
wie es sein sollte. Dass die Leute sich hier 
immer noch sehr spät auf HIV testen lassen, 
ist ein Indikator dafür, dass sie sich fürchten, 
mehr über ihren HIV-Status zu erfahren. Es 
besteht immer die Gefahr, dass jemand sei-
ne Arbeit verliert, weil er HIV hat. Außer-
dem wird Selbststigmatisierung ein zuneh-
mendes Problem.

Kommt es heute noch zu Gewalttaten 
gegen HIV-positive Menschen?

In einigen Gebieten ja. Letztes Jahr hat 
eine Mutter sich und ihre Kinder umge-
bracht, weil die Gemeinde, in der sie lebte, 
ihren HIV-Status herausgefunden und sie 
diskriminiert hat. Das war eine äußerst länd-
liche Gegend. Es gab ebenfalls Fälle in 
KwaZulu-Natal, am Ost- und Westkap, wo 
Frauen, von denen bekannt war, dass sie 
mit HIV lebten, vergewaltigt wurden.

Gibt es immer noch Kräfte in Südafri-
ka, die die Bekämpfung von HIV/Aids 
behindern?

Das letzte Jahr war eine frische Brise für 
TAC, da nach dem Amtsabtritt des Präsi-
denten Mbeki auch dessen Gesundheitsmi-
nisterin gegangen ist. Danach gab es kei-
nen Platz mehr für Aids-Leugner, die zuvor 
die höchsten Ämter im Staat für ihre Zwecke 
nutzen konnten. Zum Beispiel erhielt damals 
der deutsche Arzt Dr. Matthias Rath vollste 
Unterstützung der Ministerin für sein Vorha-
ben, Vitaminpräparate als Arznei gegen 
Aids zu verkaufen. Nun erhalten solche 
Menschen keine Aufmerksamkeit mehr vom 
Präsidentschaftsamt oder von der neuen 
ANC-Regierung. Daher sind wir sehr opti-
mistisch.

Welche Position nimmt die katholische 
Kirche ein?

Sie spricht sich vehement gegen die Be-
nutzung von Kondomen aus und preist Abs-
tinenz und Treue an. Dies sind ohne Zweifel 

Die „Treatment Action Campaign“ (TAC) kämpft in Südafrika seit 1998 für 
die Rechte von Menschen mit HIV und Aids. Durch ungewöhnliche Kam-
pagnen und professionelle Lobbyarbeit hat die Selbsthilfeorganisation 
große Erfolge erzielt. TAC hat wesentlich dazu beigetragen, HIV/Aids in 
Südafrika zu enttabuisieren. Gleichzeitig engagiert sich TAC stark in der 
Prävention und setzt sich für bezahlbare Medikamente für alle HIV-Infi-
zierten ein. Ein Gespräch mit der TAC-Vorsitzenden Nonkosi Khumalo.

„Es ist ein tagtäglicher Kampf“
Interview mit der südafrikanischen HIV/Aids-Aktivistin Nonkosi Khumalo

das Eintreten für einen Handel mit Ver-
schmutzungsrechten. „Climate Justice 
Now!“ richtet sich gegen CO2-Handel und 
kritisiert, dass Südafrika bei seiner Energie-, 
Transport- und Industriepolitik bisher keine 
wesentlichen klimarelevanten Verände-
rungen eingeleitet hat.

Die Kampagnen zu HIV/Aids und zur 
Wasserversorgung zeigen, dass die südafri-
kanische Zivilgesellschaft Klarheit und Hart-
näckigkeit haben kann. Nun geht es um 
größere und schwierigere Auseinanderset-
zungen. Doch die bisherigen Erfahrungen 
sollten einer neuen Generation von Organi-

satorInnen einiges an die Hand geben, um 
die südafrikanische Bevölkerung erfolgreich 
zu mobilisieren. 

Aus dem Englischen von Armin Massing.

Patrick Bond ist Professor für Wirtschaftsgeografie 
und leitet das „Zentrum für Zivilgesellschaft“ an der 
Universität von KwaZulu-Natal in Durban.
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sehr noble Prinzipien. Die Diskussion kommt 
aber auf eine schiefe Ebene, wenn Absti-
nenz bis zur Ehe gepredigt wird, da die 
Statistiken in Südafrika eindeutig zeigen, 
dass verheiratete Frauen gefährdeter sind, 
sich mit HIV anzustecken, als Unverheirate-
te. Daher ist die Ehe keine Institution der Si-
cherheit in Sachen HIV. Überall in der Welt 
sind menschliche Wesen sexuelle Wesen 
und sie werden Sex haben. Die Botschaft 
sollte sein: Wenn Du es tust, tu es sicher, 
schütze Dich und die andere Person.

Mittlerweile ist die antiretrovirale The-
rapie eine übliche Behandlungsmethode 
in Südafrika. Laut Gesundheitsminister 
Aaron Motsoaledi erhalten 50 Prozent 
aller Menschen, welche die Medikamen-
te benötigen, diese auch. Das wären et-
wa 700.000 Personen. Macht die Regie-
rung also momentan gute Arbeit?

Bis 2011 will die Regierung sicherge-
stellt haben, dass 80 Prozent der Menschen, 
die Behandlungen benötigen, auch Zugang 
zu den Medikamenten haben. Ich denke, 
dies ist ein ehrgeiziges Ziel und es ist gut, 
ehrgeizig zu sein mit diesen Plänen. Dafür 
müsste jedoch nicht nur sichergestellt wer-
den, dass es genug Arzneimittel gibt. Eben-
so muss es genug Krankenhäuser und Kli-
niken geben, in denen die Menschen sich 
behandeln lassen können, und genug Pfle-
gepersonal, das sich um die Patienten küm-
mert, sowie Gesundheitsrechtsbeistände in 
den Gemeinden. Es würde bedeuten, dass 

man das Gesundheitssystem als Ganzes fi-
nanziell besser unterstützt und sich an-
schaut, wie die vorhandenen Ressourcen 
besser genutzt werden können.

Die TAC hatte 2009 ein Budget von 54 
Millionen Rand (etwas über 5 Millionen 
Euro, Anm. der Red.), 2010 sind es nur 
noch 26 Millionen. Wie kommt das und 
was wird dies für Ihre Arbeit bedeuten?

Das „Warum“ ist die internationale Spra-
che dieser Tage, die Finanzkrise oder Re-
zession oder wie auch immer sie es nun 
nennen. Fördermittel von verschiedensten 
Organisationen, die über Jahre hinweg un-
terstützt worden sind, wurden nun gekürzt, 
da die Regierungen ihrer Heimatländer För-
dermittel streichen. Aber wenn es Geld in 
den USA gibt, um Banken aus der Klemme 
zu helfen, und es in Deutschland Geld gibt, 
um Autoherstellern und Betrieben aus der 
Klemme zu helfen, genauso wie wir unseren 
Industrien aus der Klemme helfen, warum 
können wir dann nicht der Gesundheit aus 
der Klemme helfen?

Erhalten Sie nationale Fördermittel?
Die meisten unserer Fördermittel kommen 

von internationalen Spendern. Seit den An-
fängen unserer Organisation lautete unser 
Prinzip: Wir nehmen kein Geld von der Re-
gierung und wir werden keine Gelder von 
Pharmakonzernen annehmen, da wir unse-
re Unabhängigkeit wahren müssen. Wir 
müssen vielleicht unsere Strategie überden-

ken, aber es ist momentan zu früh für uns zu 
sagen: Wir nehmen Gelder von der Regie-
rung an. Wenn sie ihre Versprechen halten, 
könnten wir in Zukunft über staatliche Förde-
rung nachdenken. Der größte Teil unserer 
Arbeit sind Dienstleistungen, die eigentlich 
in die Zuständigkeit der Regierung fallen 
würden. Etwa wenn wir Behandlungen in 
Kliniken organisieren, Menschen aufklären, 
Patienten in der Behandlung unterweisen.

Wie wird sich die Halbierung des Bud-
gets in der Praxis Ihrer Arbeit auswir-
ken?

Gott, es wird sich anfühlen, als ob 100 
Prozent gekürzt worden seien, weil es de-
mobilisiert. Der Großteil unseres Budgets 
geht nicht für Verwaltungs- oder Organisati-
onsausgaben drauf. Es geht in Kampagnen 
und Aktivitäten in Gemeinden. Wir werden 
dort kürzen müssen. Das wird TAC schwä-
chen und weniger sichtbar machen.

Das Interview führten 
Michael Krämer und 
Armin Massing Mitte 
Dezember in Berlin, als 
Nonkosi Khumalo für 
die TAC den Menschen-
rechtspreis der Fried-
rich-Ebert-Stiftung ent-
gegengenommen hat. 
Übersetzung aus dem 
Englischen von Laura 
Möhr.

TAC-Marsch in Kapstadt für eine bessere finanzielle Unterstützung von HIV/Aids-Betroffenen
Foto: Sam Reinders

Nonkosi Khumalo
Foto: Michael Krämer
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In den ersten Jahren nach dem Übergang 
von der Apartheid zur Demokratie schlug Bi-
schof Desmond Tutu den Begriff der „Regen-
bogennation“ für Südafrika vor, eines geein-
ten kulturellen Schmelztiegels, der durch 
Aussöhnung zwischen den Bevölkerungs-
gruppen gekennzeichnet ist. Mittlerweile ist 
die öffentliche Meinung dazu weniger posi-
tiv. Verschiedene Sichtweisen und Erzäh-
lungen konkurrieren miteinander, die oft auf 
Stereotype über „Rasse“ zurückgreifen.

Die afro-pessimistische Sichtweise, ver-
folgt vom Schreckgespenst Simbabwe, re-

cycelt postkoloniale Diskurse über Verbre-
chen, Korruption und Nepotismus in Afrika. 
Die antikapitalistische Sichtweise kritisiert 
die Mitglieder der neuen herrschenden 
Klasse scharf dafür, dass sie ein Bündnis 
mit dem weißen Kapital eingegangen sei, 
sich selbst bereichere und auf Kosten der 
Massen die Interessen des Big Business 
vertrete. Eine andere Sichtweise bringt die 
fortwährenden Konflikte zwischen den ras-
sifizierten Gruppen, Ungleichheit und an-

dere soziale Probleme in Verbindung mit 
der Apartheid und wirft den Weißen vor, 
ihre historischen Privilegien auf Kosten der 
Unterdrückten beizubehalten. Diese und 
viele andere Erzählungen sind im Umlauf 
und beanspruchen Deutungshoheit in den 
anhaltenden gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen.

Debatten zu drängenden Themen wie 
Kriminalität, Förderung von Minderheiten 
und HIV/Aids werden sehr schnell rassiali-
siert und trennen die Menschen in gegne-
rische Lager, die oft zum Großteil entlang 

der Hautfarbe verlaufen. Im öffentlichen Le-
ben, in Wirtschaft, Schulen oder Sport, füh-
ren Vorfälle oder Bemerkungen, die an-
scheinend nichts mit „Rasse“ zu tun haben, 
zu Empörung und Rassismusvorwürfen, die 
dann gekontert werden mit dem Vorwurf, es 
werde „die Rassen-Karte gespielt“. Trennli-
nien von „Rasse“ liegen unmittelbar unter 
der Oberfläche des sozialen Lebens, immer 
verfügbar, um in Diskussionen und Debatten 
ausgegraben und eingesetzt zu werden.

Fragmentierende Wirkung
In der Vergangenheit hatte die Anklage ge-
gen den Rassismus die Tendenz, unter-
schiedliche oppositionelle Stimmen gegen 
die Apartheid und die damalige Regierung 
zusammenzubringen. Heute führen Rassis-
musvorwürfe eher dazu, die Gesellschaft in 
eine sich permanent verändernde Matrix 
von Konfliktfeldern und Interessengruppen 
zu fragmentieren.

Diesen Debatten und Sichtweisen liegt 
eine dominante Erzählung von „Rasse“ und 
Sozialgeschichte zugrunde. Demnach sind 
Schwarze unterdrückt und benachteiligt und 
Weiße sind Unterdrücker und privilegiert. 
Wie bei allen Stereotypen werden dabei 
Wahrheiten und Unwahrheiten miteinander 
verwoben. Natürlich war Apartheid ein 
System weißer Vormachtstellung, aber die 
Erzählung entstellt auch, da sie Unterschiede 
und Nuancen einebnet. 

In seinem Buch „Native Nostalgia“ („An-
geborene Nostalgie“) protestiert Jacob Dla-
mini gegen diese dominante Sichtweise: 
„Schwarze Südafrikaner sind in abstrakte 
Wesen mit dem Namen PDIs (previously 
disadvantaged individuals = zuvor benach-
teiligte Individuen) verwandelt und Town-
ships zu Orten reduziert worden, die öffent-
liche Dienstleistungen benötigen.” Ähnlich 
wehrt sich Max du Preez gegen das Einset-
zen der „Rassen-Karte” gegen weiße Kriti-
ker der ANC-Regierung. Seine Kritik habe 
ihn zu einem „Blitzableiter für einige Wut” 
werden lassen und die Tatsache, dass er ein 
weißer Afrikaner ist, habe ihn zu einem 
„sehr bequemen Ziel” gemacht.

Diese Einsprüche zeigen, wie Südafrika-
ner sich mit den Hinterlassenschaften der 
Apartheid abmühen und versuchen, sich 
von der dominanten Erzählung über „Ras-
se“ zu distanzieren, die uns allen unsere 
Menschlichkeit raubt. Es gibt bei vielen den 
Wunsch, nicht in Stereotypen wahrgenom-
men zu werden und sich und andere nicht 
so zu sehen. Doch die Klischees von Privile-
gien und Opferrolle werden gestützt von 
den materiellen Verhältnissen, die weiterhin 
dazu dienen, deren Richtigkeit zu belegen. 

Schwarze Mittelschicht
Die wohlhabenden Schichten sind heute 
zwar deutlich weniger von der Hautfarbe 
bestimmt. 2004 war bereits eine schwarze 

Das Jahr 1994 war ein Epochenjahr für Südafrika mit dem Übergang zur 
Demokratie nach Jahrhunderten der Kolonialherrschaft und Apartheid. 
Zuvor war es das letzte Land, in dem Weiße durch ein rechtlich-institutio-
nelles Unrechtssystem ihre Vorherrschaft sicherten. Wie haben sich die 
Beziehungen zwischen Schwarz und Weiß in Südafrika seitdem verän-
dert? Die Antwort auf diese Frage variiert je nachdem, wen man fragt.

Kevin Durrheim und Kevin Whitehead

Race trouble
Die Rolle der Hautfarbe im Post-Apartheid-Südafrika

Golfclub in Südafrika: In den Enklaven des Reichtums finden sich immer noch vor allem Weiße
Foto: Pearl Valley Golf Lodge
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Mittelschicht mit rund zehn Millionen Men-
schen (knapp 20 Prozent der Gesamtbevöl-
kerung) entstanden, unterstützt durch markt-
basierte Förderpolitiken wie affirmative ac-
tion und black economic empowerment 
(BEE). Gleichzeitig hat sich jedoch die Un-
gleichheit vertieft, und die Armen sind im-
mer noch ganz überwiegend Schwarze. 
Die Arbeitslosenrate ist in den zurücklie-
genden zwei Jahrzehnten angestiegen, heu-
te sind über 40 Prozent der Bevölkerung 
ohne Job. Die großteils schwarzen Arbeits-
losen sowie diejenigen, die im informellen 
Sektor arbeiten, bilden zusammen eine 

große Unterschicht, die schwarz und somit 
rassialisiert ist.

Die meisten Weißen leugnen weiterhin 
den Rassismus, während sie versuchen, den 
Lebensstandard beizubehalten, der zuvor 
ausschließlich Weißen vorbehalten war: Le-
ben in geräumigen und komfortablen Häu-
sern in grünen Vorstädten oder bewachten 
gated communities; Fortbewegung im priva-
ten PKW ohne auf den öffentlichen Nahver-
kehr angewiesen zu sein; Zugang zu erst-
klassiger medizinischer Versorgung und Bil-
dungseinrichtungen; Jobs, die Zeit für Erho-
lung und Freizeit übrig lassen, finanzielle 
Sicherheit mit sich bringen und das Anstel-
len von schlecht bezahltem Haushaltsperso-
nal ermöglichen.

Weiße immer noch  
privilegiert
Die Herausforderung für viele weiße Süd-
afrikanerInnen ist also, den Rassismus zu 
leugnen, während sie weiterhin von seinem 
Erbe profitieren und in hochgerüsteten privi-
legierten Enklaven leben. Für viele Schwar-
ze ist die Herausforderung demgegenüber, 
wie sie zu dem Reichtum und den Privile-

gien kommen, die es zuvor nur für Weiße 
gab. Wenn Schwarze die materiellen Spiel-
regeln der Apartheid überwinden und dem 
Opferstatus entfliehen, machen sie sich je-
doch angreifbar. Ihnen wird von anderen 
Schwarzen vorgeworfen, dass sie ihre Au-
thentizität verlieren, da sie einen „weißen 
Lebensstil“ übernehmen und dadurch zu 
„Kokosnüssen“ werden – „außen schwarz, 
innen weiß“. Neben diesen Reaktionen auf 
den neuen schwarzen Wohlstand halten 
sich überlagernd hartnäckig die Klischees 
über schwarze Eliten als selbstbereichernde 
unwürdige Empfänger von Privilegien.

Die Wiedergutmachungspolitik nach der 
Apartheid hat eine Doppelstrategie von so-
zialer Inklusion und materieller Unterstüt-
zung verfolgt. Beides hat die Tendenz, hier-
archische Verhältnisse aus der Vergangen-
heit zu reproduzieren. Gesellschaftliche 
Teilhabe etwa soll vor allem durch affirmati-
ve action erreicht werden. Diese Politik 
sorgt immer noch dafür, dass sich die Ar-
beitswelt und die Zusammensetzung in Be-
trieben und Institutionen verändert und ein-
gespielte Machtbeziehungen durcheinan-
dergeraten. Doch sie führt auch dazu, dass 
Schwarze auf Positionen und in Bereiche 
kommen, die zuvor stets von Weißen belegt 
waren, wobei oft die Strukturen aus der 
Vergangenheit unverändert bleiben und so-
mit auch die Hierarchien überdauern.

Vorurteile erhalten sich, paradoxerweise, 
auch durch ihre Verleugnung am Leben. 
Wenn Menschen etwa sagen: „Ich bin nicht 
so.“ „Ich bin kein Rassist!“ „Ich bin kein 
PDI!“ Dabei verfolgen sie eine individuelle 
Strategie sozialer Mobilität, welche das 
Vorurteil konserviert. Indem sie sich von den 
vorherrschenden Zuschreibungen in Bezug 
auf ihre Gruppe distanzieren, stellen sie 
sich als individuelle Ausnahme von der Re-

gel dar. Dieses Verhalten legt nahe, dass 
die Regel für andere Fälle weiterhin Gültig-
keit hat.

Schwieriger Weg zu einer  
gerechten Gesellschaft
Entgegen der von vielen gefeierten wunder-
samen Geburt der „Regenbogennation“ 
existieren in Südafrika immer noch tiefe 
Gräben zwischen den Hautfarben. Es wird 
keine einfachen Lösungen für diese sozialen 
Konflikte und Kämpfe um „Rasse“ geben. 
Auf dem Weg zu einer sozial gerechten 
Post-Apartheid-Gesellschaft liegen große 
Herausforderungen vor uns: Wie unterschei-
den wir gute und schlechte Arten, sich der 
dominanten Erzählung von Differenz auf-
grund von „Rasse“ zu entziehen? Wie kön-
nen wir der Dynamik von Schuld und Opfer-
rolle entkommen, ohne das materielle Erbe 
der Apartheid zu legitimieren? Wie können 
wir von Versuchen individueller Mobilität zu 
kollektiven Strategien sozialer Veränderung 
kommen?

Es hat schon viele Fortschritte im Kampf 
gegen die Hinterlassenschaften der Apart-
heid gegeben. Die südafrikanische Zivilge-
sellschaft bleibt politisch engagiert und klug 
und beharrt auf ihren Forderungen nach 
Wandel. Dies gibt uns Hoffnung, dass es zu 
der Art von kollektiver Handlung kommen 
wird, die nötig ist, um eine wahrhaft ge-
rechte, nicht-rassistische Gesellschaft zu for-
men.

Aus dem Englischen von Armin Massing.

Kevin Durrheim ist Professor für Psychologie an der 
Universität von KwaZulu-Natal. Kevin Whitehead 
lehrt ebenfalls dort und promoviert in Soziologie an der 
Universität von Kalifornien.

Township in Soweto: Rund zehn Millionen Schwarze sind inzwischen in die Mittelschicht auf-
gestiegen, doch mehrheitlich leben sie weiterhin in Armut Foto: Wikimedia/Matt-80
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2008
•	 Der Leichnam von Eudy Simelane, Mit-
glied des südafrikanischen Frauenfußball-
teams, wird, nur teilweise bekleidet, aufge-
funden. Sie wurde von mehreren Tätern ver
gewaltigt, geschlagen und fünfundzwanzig-
mal mit Messern in ihr Gesicht, ihre Brust 
und ihre Beine attackiert. Sie lebte offen ihre 
Homosexualität aus, und ihre brutale Ermor-
dung wird als Hassverbrechen gegen sie 
und ihre sexuelle Orientierung gewertet. 

•	 Eine Frau wird von Taxifahrern und Stra-
ßenhändlern attackiert, ihre Kleidung wird 
ihr – zur Belustigung der umstehenden Men-
schenmenge – heruntergerissen, um ihr eine 
Lektion zu erteilen, da sie einen Minirock 
trägt.

2009
•	 Julius Malema, Präsident der ANC-Ju-
gendliga (ANCYL), legt während eines Vor-
trags vor StudentInnen einer südafrika-
nischen Universität nahe, dass die Frau, die 
den ANC-Präsidenten Jacob Zuma der Ver-
gewaltigung anklagte, eine „nette Zeit“ mit 
ihm gehabt hätte: „Wenn eine Frau es nicht 
genossen hat, geht sie am frühen Morgen. 
Diejenigen, die eine nette Zeit hatten, wer-

den bis zum Sonnenaufgang warten, Früh-
stück anfordern und Geld für ein Taxi ver-
langen.“
•	 Der frühere Springbok Rugby Star Percy 
Montgomery wird verhaftet und der vorsätz-
lich schweren Körperverletzung angeklagt 
in einem Fall „häuslicher Gewalt“, der von 
seiner Ehefrau angestrengt worden ist. Kurz 
darauf widerruft sie die Anklage.
•	 Ein IT-Spezialist aus Johannesburg wird 
der Körperverletzung an seiner Frau verur-
teilt – eine Körperverletzung, die sie für die 

letzten fünf Jahre ins Koma brachte. Sein 
Freund, der südafrikanische Taxiboss Oupa 
Magashula, glaubt, dass er die Gefängnis-
strafe nicht verdiene und reicht daher einen 
schriftlichen Antrag auf Strafminderung ein.

2010
•	 Der südafrikanische Präsident Jacob Zu-
ma nimmt sich eine dritte Ehefrau.

Südafrika ist eine gewalttätige Gesell-
schaft. Und es ist eine sehr machohafte, 
maskuline, patriarchale Gesellschaft. Trotz 
der – auch hinsichtlich der Rechte von Frau-
en – sehr fortschrittlichen Verfassung, ist die 
Wahrung der Rechte der Frauen ein ständi-

ger Kampf.
Quer durch die Kulturen Südafrikas wer-

den Jungen mit anderen Erwartungen und 
Rollen aufgezogen als Mädchen; Jungen 
wird mehr Macht zugesprochen und sie 
werden dominanter unterrichtet, sie werden 
wortwörtlich von Geburt an zu aggressiven 
Machos erzogen. Jungen bekommen auch 
mehr  Freiheiten als Mädchen. In den meis-
ten schwarzen Familien müssen die Mäd-
chen etwa zu Hause kochen, putzen und 
andere Haushaltsarbeiten machen, wäh-
rend die Jungen zu den Läden geschickt 
werden und dann mit ihren Freunden spie-
len dürfen. 

Auch für die Sexualität von Männern und 
Frauen gelten unterschiedliche Regeln: 
Während Männer sexuelle Freizügigkeit 
genießen, stigmatisiert man sie bei Frauen. 
Innerhalb einer Ehe hat der Mann das Recht 
auf Sexualverkehr. 

Gender wird nur mit den Be-
langen von Frauen assoziiert
Im Gegensatz zu manchen ihrer Repräsen-
tanten achtet und fördert die Regierung die 
Rechte von Frauen. Besonders in der schwar-
zen Mittelklasse sind Frauen heute wirt-
schaftlich unabhängiger und selbstsicherer 
geworden. Aber es gibt eine Gegenbewe-
gung. 

Der ANC hat viel getan, um Frauen in 
Regierungspositionen zu fördern. Südafrika 
ist vom siebzehnten auf den dritten Platz im 
weltweiten Ranking des Anteils von Frauen 
im Parlament gekommen. Auch hat sich der 
ANC verpflichtet, auf eine gleichmäßige 
Vertretung der Geschlechter im Parlament 
hinzuarbeiten. 

Zahlenmäßige Gleichheit allein reicht je-
doch nicht aus. Zu oft wird das Thema 
„Gender“ nur mit den Belangen von Frauen 
assoziiert, wirkliche Veränderungen in den 
Geschlechterbeziehungen werden hinge-
gen selten angestrebt. 

Seit 1999 ist das Gesetz gegen häusliche 
Gewalt in Kraft und bietet den Opfern häus-
lichen Missbrauchs und häuslicher Gewalt 
einen besseren Schutz. Es ist jedoch wir-
kungslos, wenn diejenigen, die die Opfer 
und ihre Rechte schützen sollen, selbst über-
holten Ideen der Rollenverteilung zwischen 
Mann und Frau anhängen. Häufig werden 
Frauen durch die Polizei und andere Vertre-
ter staatlicher Stellen ein zweites Mal zu 

Die Förderung von Frauen ist offizielle Politik von ANC und Regierung. 
Soweit die Theorie, die Praxis sieht häufig ganz anders aus. Von der 
Gleichstellung der Geschlechter ist Südafrika noch weit entfernt. Bis heu-
te werden Frauen diskriminiert, Gewalt gegen Frauen ist ein weit verbrei-
tetes Phänomen.

Gladys Ryan

Eine Frage der Macht
Trotz fortschrittlicher Gesetze sind Frauen in Südafrika vielfach diskriminiert

Frauen werden schon als Mädchen zu schwerer Arbeit erzogen, während Jungen viel mehr 
Freiräume genießen Foto: Patty Ghillebert
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Opfern gemacht. Indem den Frauen die Ver-
antwortung für häusliche Gewalt und Verge-
waltigung zugeschrieben wird, sinkt auch 
ihre Bereitschaft, Gewalttaten anzuzeigen.

Frauen wird die Schuld an der 
Gewalt gegeben
In Workshops des „Kwazulu Natal Network 
on Violence against Women“ über die sozi-
alen Normen, die die Gewalt gegen Frauen 
lebendig halten, wurde deutlich, wie sehr 
Frauen an der Gewalt, die sie erleiden, 
Schuld haben sollen. Der Satz „Frauen 
kämpfen mit der Zunge und Männer mit ih-
ren Fäusten“ wurde als ein Grund präsen-
tiert, warum Männer Frauen missbrauchen. 
Frauen werden als Provokateurinnen der 
Männer gesehen und haben angeblich da-
durch Macht, dass sie Sex als Waffe gegen 
die Männer einsetzen können, indem sie 
diesen vorenthalten, wenn es ihnen beliebt. 

Frauen sollen über die Gewalt gegen 
andere Frauen und gegen sie selbst schwei-
gen und sie sollen die geschlechtliche Un-
gleichberechtigung aufrechterhalten, indem 
sie ihre Söhne anders behandeln als ihre 
Töchter. „Der Mann ist das andere Kind in 
der Familie“ war ein anderer Allgemein-
platz, der die Rollen und Erwartungen an 
Frauen betont und Männer von negativem 
Verhalten freispricht. 

Wirtschaftliche Abhängigkeit von Frauen 
führt dazu, dass viele nicht in der Lage sind, 
Beziehungen zu verlassen, in denen sie 
missbraucht werden. Es gibt nur wenige si-
chere Frauenhäuser, und manchmal sind sie 
schlecht ausgestattet. Frauenhäuser haben 
angesichts der Vielzahl sozialer Probleme 

keine Priorität.
Frauen bleiben aber auch wegen kultu-

reller Normen und Erwartungen in Bezie-
hungen, in denen sie missbraucht werden. 
Wenn zum Beispiel lobola (das Zuluwort für 
„Brautpreis“) bezahlt wurde, wird es für die 
Frauen noch schwerer, die Beziehung zu 
beenden, da die Familie des Mannes „Be-
sitzrechte“ an die Frau stellt.

Frauen werden als Hüterinnen einer Be-
ziehung gesehen und ihnen wird daher die 
Schuld zugewiesen, wenn diese scheitert. 
Sie sollen nehmen, was sie bekommen, 
während Männer auch dann ihre Rolle erfül-
len, wenn sie untreu sind und Frauen miss-
brauchen.

Die Wurzel der Probleme
Vielleicht liegt die Lösung der Probleme 
häuslicher Gewalt darin, die Psyche der 
Täter und den Machtmissbrauch zu verste-
hen. Die Wurzel eines jeden sozialen Lei-
dens ist Macht – ungleiche Verteilung von 
Macht, unfaires Ausüben der Macht und 
der Mangel an Macht. Vielleicht machen 
wir den Fehler, die Ungleichheit zwischen 
den Geschlechtern als isolierte Angelegen-
heit zu behandeln, wenn es eigentlich um 
Machtfragen geht. Wir müssen zu einer 
Nation aufgeschlossener Individuen wer-
den, die mit Macht positiv und konstruktiv 
umgehen können.

Welcher Zorn verbirgt sich hinter der 
Vergewaltigung und Ermordung von Eudy 
Simelane? Welche Gefühle der Macht oder 
Machtlosigkeit verleitete jene Männer zu 
glauben, derart mit einem anderen Men-
schen umgehen zu können?

Und was ist mit Julius Malema? War es 
sein Vater, der ihm diese Ansichten über 
Frauen beibrachte? Seine Mutter? Oder 
fühlte er sich durch seinen Status als Anfüh-
rer der ANCYL dazu berechtigt? Und wie 
rechtfertigt es ein Rugbystar, der für viele 
Südafrikaner ein Held ist, seiner Frau Leid 
zugefügt zu haben?

Wenn Frauen sexuell angegriffen und 
wegen der Kleidung, die sie tragen, gede-
mütigt werden, sagt dies viel über Macht 
aus: die Macht, die Männer zu haben glau-
ben, wenn sie Frauen vorschreiben möch-
ten, was sie anziehen sollen; die Macht, die 
eine Menschenmenge zu haben glaubt, 
wenn sie meint, dass sie das Recht habe 
andere Menschen zu demütigen, die nicht 
so leben, wie sie das für richtig hält; und 
die Macht, die Frauen mit ihrem Kleidungs-
stil angeblich über die Reaktionen der Män-
ner haben. 

Andere Rollenmodelle
Wir benötigen andere Rollenmodelle und 
Männer, die Frauen nicht als Ware sehen, 
die sich und andere wertschätzen. Unglück-
licherweise bleiben diejenigen Männer,  
die ein alternatives Männlichkeits- oder 
Menschlichkeitsmodell leben, viel zu häufig 
im Verborgenen. Ihre Geschichten sind viel-
leicht nicht für die Nachrichten von Interes-
se. Aber sie sind da. Ihre Existenz wird be-
stätigt von Organisationen wie derjenigen, 
die Julius Malema wegen seiner Hasspre-
digten verklagte.

Ein tieferes und beständiges Umlernen ist 
nötig – zu Hause, an Schulen, Universitäten 
und am Arbeitsplatz. Wir müssen die Art 
verändern, wie Menschen miteinander und 
zu sich selbst Beziehungen pflegen; die Art, 
wie wir die Jungen dazu erziehen, konkur-
renzfähig zu sein, und die Mädchen dazu, 
süß zu sein; die Art, wie wir Menschen be-
handeln, die Arbeiten nachgehen, die wir 
als nicht so wichtig empfinden wie unsere 
eigene; die Art, wie wir – auch heute noch 
– Menschen diskriminieren, die nicht die 
gleiche „Rasse“ haben wie wir, oder die 
aus einem anderen Land kommen. 

Vor allem muss dieses Umlernen auch in 
den Rollenmodellen erkennbar werden, die 
wir täglich in den Medien sehen: die Sport-
ler und Sportlerinnen, die Jugendanführer 
und Taxibesitzer, die Berühmtheiten und 
Medienpersönlichkeiten, und am wichtigs-
ten die RepräsentantInnen unserer Regie-
rung und unser Präsident. 

Aus dem Englischen von Laura Möhr.

Gladys Ryan arbeitet im Entwicklungssektor, unter 
anderem zu den Themen Gender, Gewerkschaften und 
Kinderrechte. Mit ihrem Consulting-Büro „Communi-
cating Simply” möchte sie Menschen dazu animieren, 
ihre eigenen Geschichten aufzuschreiben.

Präsident Jacob Zuma (mit Dusche) schändet das Rechtssystem: „Bevor wir anfangen, möchte 
ich betonen, wie sehr wir Sie respektieren!“ Vom Vorwurf der Vergewaltigung wurde Zuma 
freigesprochen nach einer öffentlichen Hetze gegen die, HIV-positive, Frau, die er 2005 sexuell 
missbraucht hatte. Er habe um ihre Infektion gewusst und deshalb nach dem ungeschützten 
Verkehr eine heiße Dusche genommen, erklärte Zuma später.
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Was bedeutet nachhaltige Entwicklung 
in Südafrika?

Michelle Pressend: Es ist ein schwieriger 
Begriff, da unterschiedliche Leute unter-
schiedliche Dinge darunter verstehen. In 
Südafrika hat das Umweltministerium den 
Erarbeitungsprozess einer nationalen Strate-
gie für nachhaltige Entwicklung gefördert. 
Ich denke nicht, dass dies eine gemeinsame 
Übereinkunft ist. Für viele, besonders für die 
Unternehmen, bedeutet nachhaltige Ent-
wicklung finanziell nachhaltige Entwicklung. 
Das ist auch eine durchaus gebräuchliche 
Auffassung innerhalb der Regierung. 

Die andere Sichtweise ist, dass nachhal-
tige Entwicklung eine Verbindung von um-
weltbezogenen, sozialen und wirtschaft-
lichen Aspekten sein muss. Dabei sollten 
meiner Meinung nach die Bedürfnisse im 
Sozialen und bei der Umwelt die Richtung 
vorgeben und die wirtschaftliche Entwick-
lung sollte dem folgen. Aber momentan 
scheint wirtschaftliches Wachstum Priorität 
zu haben.

Sehen Sie eine Chance, dass sich dies 
ändert?

Es gibt neuerdings mehr Verständnis für 
die Begrenztheit der natürlichen Ressour-
cen, etwa von Wasser und Energie. In der 
neuen ANC-Regierung scheint langsam an-
zukommen, dass der vom wirtschaftlichen 
Wachstum erhoffte Trickle-Down-Effekt nicht 
wirklich funktioniert und nur bei wenigen 
etwas ankommt. Wir bräuchten ein neues 
Entwicklungsparadigma, das wirtschaftliche 
Verbesserung für alle anstrebt und die Be-
grenztheit der Ressourcen respektiert.

Hat sich dadurch die Haltung der Re-
gierung zur Privatisierung, beispiels-
weise der Wasserversorgung, verän-
dert?

Nicht wirklich. Die Regierung versucht 
zwar gerade, eine öffentliche Gesundheits-
versicherung einzuführen, um das privati-
sierte System zu überwinden, das viele von 
Gesundheitsversorgung ausschließt. Doch 
beim Wasser haben viele lokale Regie-

rungen private Systeme eingerichtet, bei 
denen sie den Wasserverbrauch mit Zäh-
lern kontrollieren. Familien aus armen Ge-
genden wird das Wasser abgestellt, sobald 
sie es nicht bezahlen können. Dagegen gibt 
es starken Widerstand in den Gemeinden 
und es hat sich die „Anti-Privatisierungsbe-
wegung“ gebildet, die ihren Fokus auf Was-
serrechte und Wasserzugang hat.

Wie übt sie Druck aus? Was sind ihre 
Aktionen?

Der Widerstand ist physischer Natur: 
Märsche und Straßenkunst, Proteste. Man-
che Leute, die für den Zugang zu Strom 
protestieren, stehlen diesen und montieren 

Kabel, um Verbindungen beizubehalten. 
Die Versorgung mit Grundbedürfnissen wie 
Wasser und Strom ist in Südafrika kein sozi-
ales Recht. Das geht nur nach Marktgeset-
zen und muss bezahlt werden. Doch die ar-
men Leute bezahlen mehr, wohlhabendere 
Leute werden von der Kommune subventio-
niert. Auch die Industrie wird subventioniert, 
sie zahlen viel niedrigere Tarife für Wasser 

und Strom. Deshalb arbeiten einige NRO 
an „nachfragebasierten Systemen“. Die 
Idee dabei ist: Wer mehr verbraucht, zahlt 
mehr.

Der Klimawandel bedroht die Länder 
im südlichen Afrika. Leiden sie heute 
schon an negativen Konsequenzen?

Der Klimawandel ist ein Symptom der 
Konsum- und Produktionssysteme. Ich finde, 
dass er etwas überbetont wird. Landwirte in 
Südafrika merken Veränderungen des Wet-
ters, etwa der Niederschlagsmengen. Fi-
scher beklagen, dass sich das Wanderver-
halten der Fische verändert. Es gibt also 
bereits wahrnehmbare Veränderungen. 

Doch für mich ist der Klimawandel ir-
gendwie zum neuen HIV/Aids geworden. 
Alle reden jetzt darüber, wie man sich dem 
Klimawandel anpassen kann. Die Ursachen 
kommen jedoch viel zu wenig in den Blick. 
Seit Jahren wird die Umwelt in Südafrika 
zerstört, werden die Landrechte der Bevölke-

rung verletzt und Menschen durch Industrien 
vertrieben. All das muss auf die Agenda, 
sonst reden wir an den Ursachen vorbei.

Wie beurteilen sie das Regierungshan-
deln in Umweltfragen?

Es gibt nur schwache Regulierungen, ob-
wohl wir strenge Richtlinien wie das Natio-
nale Umweltgesetz haben und in unserer 

Verschmutzen ohne zu zahlen: In Südafrika wird das Verursacherprinzip gegenüber der Indus-
trie bisher nicht durchgesetzt.
Foto: André Hanekom

Michelle Pressend engagiert sich seit vielen Jahren in verschiedenen süd-
afrikanischen Nichtregierungsorganisationen (NRO), vor allem zu Um-
weltfragen. Zurzeit arbeitet sie bei „Biowatch“, einer NRO, die sich für 
Biodiversität und Ernährungssicherheit einsetzt, und koordiniert die „Tra-
de Strategy Group“, die sich für ökonomische Gerechtigkeit stark macht.

„Der Klimawandel ist das neue Aids“
Ein Gespräch über Umwelt und soziale Bewegungen in Südafrika


